Referentenentwurf

des Bundesministeriums fur Ernahrung und Landwirtschaft

Verordnung zur Kennzeichnung von Bio-Lebensmitteln in gemein-
schaftlichen Verpflegungseinrichtungen und zur Anderung der Oko-
Kennzeichenverordnung

A. Problem und Ziel

Ziel der Bundesregierung ist es, die Transformation des Erndhrungssystems zu nachhalti-
gen Wirtschaftsformen, die starker den Herausforderungen des Umwelt- und Ressourcen-
schutzes Rechnung tragen, zu initiieren, zu férdern und zu begleiten. Der 6kologische Land-
bau kann hierzu einen mafgeblichen Beitrag leisten. Denn er ist eine besonders ressour-
censchonende und umweltvertragliche Wirtschaftsform, die sich am Prinzip der Nachhaltig-
keit und der Kreislaufwirtschaft orientiert. Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt,
den 6kologischen Landbau bis 2030 auf 30 Prozent der landwirtschaftlich genutzten Flache
auszudehnen. Um dies zu erreichen, muss auch die Nachfrage nach Bio-Produkten ge-
starkt werden. Ein bislang nur ansatzweise ausgeschopftes Nachfragepotenzial wird in der
Auler-Haus-Verpflegung (AHV), zu der die Individualverpflegung und die Gemeinschafts-
verpflegung sowohl im 6ffentlichen als auch im privaten Bereich gehoéren, gesehen.

Die offentliche Gemeinschaftsverpflegung kann durch ihre Vorbildfunktion die Erndhrungs-
gewohnheiten entscheidend pragen. Im Rahmen der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie
ist vorgesehen, dass bis 2025 der Bio-Anteil in den Kantinen der Bundeseinrichtungen min-
destens 20 Prozent betragen soll, in ausgewahlten Kantinen sogar mindestens 50 Pro-
zent?,

Die Zukunftsstrategie Okologischer Landbau des Bundesministeriums fir Ernéhrung und
Landwirtschaft (BMEL) sieht Mallnahmenkonzepte vor, die der 6kologischen Land- und Le-
bensmittelwirtschaft neue Wachstumsimpulse geben sollen. Dazu gehért die Erschlief3ung
des Marktpotentials im Bereich der AHV. Damit dies gelingt, bedarf es eines klaren Rechts-
rahmens flr Unternehmen, die Bio-Lebensmittel in ihren Kiichen verwenden und dies ent-
sprechend kennzeichnen mdchten.

Bisher war die Bio-Zertifizierung der Unternehmen im Bereich der AHV an die Einhaltung
der Vorschriften des EU-Oko-Rechts gekniipft. Die zum 01.01.2022 in Kraft getretene EU-
Oko-Verordnung (EU) 2018/848 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai
2018 uber die Okologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von 6kologi-
schen/biologischen Erzeugnissen sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 834/2007
des Rates (ABI. L 150 vom 14.6.2018, S. 1) sowie die dazugehdrigen Durchfiihrungsver-
ordnungen und Delegierten Verordnungen gestalten die Anforderungen an Unternehmen,
die ihrem Anwendungsbereich unterliegen, noch einmal komplexer als die Vorgangerver-
ordnung. Diese Anforderungen sind nicht auf die Besonderheiten im AHV-Bereich ange-
passt. Jedoch nimmt die Verordnung (EU) 2018/848 die AHV von ihrem Anwendungsbe-
reich aus. Damit bietet es sich fur den nationalen Gesetzgeber an, hier eigene Regelungen,
die auf die speziellen Gegebenheiten im Bereich der AHV zugeschnitten sind, zu erlassen.

D) Weiterentwicklung Mafinahmenprogramm Nachhaltigkeit "Nachhaltigkeit konkret im Verwaltungshan-
deln umsetzen" vom August 2021.
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Diese Verordnung soll im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und der Zukunfts-
strategie Okologischer Landbau einen Rechtsrahmen schaffen, der durch auf die AHV zu-
geschnittene, praktikable Vorgaben eine Steigerung des Einsatzes von Bio-Lebensmitteln
in der AHV unterstutzt. Gleichzeitig soll durch klare und transparente Kennzeichnungsvor-
schriften ein hohes Verbraucherschutzniveau gewahrleistet werden.

B. Losung

§ 6 Absatz 1 des Oko-Landbaugesetzes erméchtigt das Bundesministerium fir Erndhrung
und Landwirtschaft, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Kenn-
zeichnung und Kontrolle von Zutaten und Erzeugnissen aus biologischer/dkologischer Pro-
duktion im Bereich der AHV zu regeln. Mit der vorliegenden Rechtsverordnung wird von
dieser Ermachtigung Gebrauch gemacht.

Unternehmen der AHV, die den Einsatz von Lebensmitteln aus biologischer/6kologischer
Produktion kennzeichnen und bewerben wollen, missen sich daflr weiterhin zertifizieren
lassen (mit Ausnahme von Kindertagesstatten und Schulen, die bestimmte Voraussetzun-
gen erflllen), um Tauschungen vorzubeugen und das Verbrauchervertrauen zu schitzen.
Jedoch mussen sie dafir nicht mehr wie bisher den Anforderungen des EU-Oko-Rechts
genugen, sondern die auf die AHV zugeschnittenen Anforderungen dieser Verordnung ein-
halten.

Neben der Mdglichkeit, Bio-Zutaten und extern zugekaufte Convenience-Erzeugnisse in
Bio-Qualitdt zu kennzeichnen, erhalten Unternehmer der AHV zuklnftig die Moglichkeit,
den prozentualen Anteil ihrer eingesetzten Bio-Lebensmittel anzugeben. Daflir kbnnen sie
ein staatliches AHV-Kennzeichen nutzen. Durch diese Auszeichnungsoption kénnen Ver-
braucherinnen und Verbraucher auf den ersten Blick das Engagement des Unternehmens
beim Einsatz von Bio-Lebensmitteln erkennen. Fur 6ffentliche Auftraggeber, die einen be-
stimmten Anteil an Bio-Lebensmitteln im Verpflegungsangebot ihrer Kantinen vorschreiben
wollen, ergibt sich der Vorteil, dass sie sich auf die Zertifizierung dieses Anteils durch die
Kontrollstellen verlassen kénnen und diesbezlglich keine eigenen Prifungen mehr durch-
fihren mussen.

Die Unternehmerpflichten flr die AHV sind Uberschaubar und auch fir Berufsanfangerin-
nen und Berufsanfanger leicht praktikabel. Dadurch werden Hirden zur Teilnahme am Bio-
Zertifizierungsverfahren flr Unternehmen der AHV abgebaut.

Durch Anderung der Oko-Kennzeichenverordnung wird die Méglichkeit ergéanzt, die Nut-

zung des nationalen Bio-Siegels elektronisch Uber die Registrierung in der Bio-Siegel-Da-
tenbank anzumelden.

C. Alternativen

Angesichts der politischen Zielsetzung, den Ausbau des Bio-Anteils in der AHV zu unter-
stutzen, kommt eine Beibehaltung des Status quo nicht in Betracht.

D. Haushaltsausgaben ohne Erflillungsaufwand

Keine.



E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Birgerinnen und Biirger

Keiner.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Aus der Bio-AHVV folgt ein einmaliger Umstellungsaufwand fir ein einzelnes AHV-Unter-
nehmen von durchschnittlich ca. 127 Euro und flr eine einzelne Kontrollstelle von ca. 7 320
Euro; der jahrliche Minderaufwand betragt pro AHV-Unternehmen durchschnittlich ca. 954
Euro und pro Kontrollstelle ca. 100 Euro bezogen auf die Kontrolle eines einzelnen Unter-
nehmens.

Bei geschatzten 2 750 AHV-Unternehmen, die derzeit am Kontrollverfahren teilnehmen,
betragt der einmalige Umstellungsaufwand insgesamt 349 250 Euro und der jahrliche Er-
fullungsaufwand reduziert sich um insgesamt 1 224 158 Euro.

Ausgehend von 19 Kontrollstellen betragt der einmalige Umstellungsaufwand flr Kontroll-
stellen insgesamt 139 080 Euro und der jahrliche Erflullungsaufwand reduziert sich um ins-
gesamt 1 900 Euro.

Die Wirtschaft wird also mit einem einmaligen Umstellungsaufwand von 488 330 Euro be-
lastet; der jahrliche Erflllungsaufwand reduziert sich dagegen um 1 222 258 Euro.

Bei bloRRer Zutatenkennzeichnung entstehen keine neuen Informationspflichten; bereits be-
stehende Informationspflichten werden verschlankt. Bei zusatzlicher Auslobung des Bio-
Anteils entstehen hingegen auch neue Informationspflichten.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Fir ein einzelnes AHV-Unternehmen mit bloRer Zutatenkennzeichnung fallen jahrlich Kos-
ten in H6he von ca. 827 Euro aus Informationspflichten weg, fir ein einzelnes Unterneh-
men, welches zusatzlich den Bio-Anteil auszeichnet, sind dem die dazukommenden Infor-
mationspflichten von 1 526 Euro entgegenzuhalten, wodurch insgesamt 699 Euro Blrokra-
tiekosten aus Informationspflichten fir diese Unternehmen hinzukommen. Geht man von
gesamt 2 750 Unternehmen aus, von denen ein Drittel den Bio-Anteil auszeichnet, fallen
Burokratiekosten aus Informationspflichten in Héhe von 874 908 Euro weg.

E.3 Erfiullungsaufwand der Verwaltung

Der Erflllungsaufwand im Zusammenhang mit der Zulassung der Kontrolistellen fur den
AHV-Bereich ist in der Oko-Landbaugesetz-Durchfliihrungsverordnung veranschlagt.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf die Verbraucherpreise sind durch die Anderung fiir die Unternehmen der
AHV nicht zu erwarten.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums fur Erndhrung
und Landwirtschaft

Verordnung zur Kennzeichnung von Bio-Lebensmitteln in gemein-
schaftlichen Verpflegungseinrichtungen und zur Anderung der Oko-
Kennzeichenverordnung

Vom ...
Das Bundesministerium fur Ernahrung und Landwirtschaft verordnet auf Grund

- des § 6 des Oko-Landbaugesetzes vom 7. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2358), der
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom [Einsetzen: Datum der Ausfertigung/Verkiindung,
Fundstelle] gedndert worden ist, sowie

- des § 2 Absatz 1 des Oko-Kennzeichengesetzes vom 10. Dezember 2001 (BGBI. |
S. 3441), der zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom [Einsetzen: Datum der Ausferti-
gung/Verkiindung, Fundstelle] gedndert worden ist:

Inhaltstbersicht

Artikel 1 Verordnung zur Regelung der Produktion, der Kontrolle und der Kennzeich-
nung von Bio-Zutaten und Bio-Erzeugnissen sowie zur Auszeichnung des Ge-
samtanteils an Bio-Lebensmitteln in gemeinschaftlichen Verpflegungseinrich-
tungen (Bio-Aufier-Haus-Verpflegung-Verordnung — Bio-AHVV)

Artikel 2 Anderung der Oko-Kennzeichenverordnung

Artikel 3 Inkrafttreten

Artikel 1

Verordnung zur Regelung der Produktion, der Kontrolle und der
Kennzeichnung von Bio-Zutaten und Bio-Erzeugnissen sowie zur
Auszeichnung des Gesamtanteils an Bio-Lebensmitteln in ge-
meinschaftlichen Verpflegungseinrichtungen

(Bio-AuBer-Haus-Verpflegung-Verordnung — Bio-AHVV)

Inhaltstbersicht

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§1 Anwendungsbereich
§2 Begriffsbestimmungen
D) Notifiziert gemaf der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9.

September 2015 Uber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der
Vorschriften fur die Dienste der Informationsgesellschaft (ABI. L 241 vom 17.9.2015, S. 1).
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Produktion, Kennzeichnung und Auszeichnung

§3 Kennzeichnung von Zutaten und Erzeugnissen und Auszeichnung des Bio-Anteils
§4 Voraussetzungen fur die Kennzeichnung
§5 Gestaltung der Kennzeichnung

§6 Zutatenubersicht

§7 Nutzungsmaoglichkeit von Kennzeichen und Logos
§8 Auszeichnung des Bio-Anteils
§9 Berechnung und Zertifizierung des Bio-Anteils

Abschnitt 3
Unternehmerpflichten
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§ 11 Aufzeichnungspflichten bei Kennzeichnung nach § 4
§12 Aufzeichnungspflichten bei Auszeichnung des Bio-Anteils
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§13 Durchfiihrung der Kontrollen und Zertifizierung
§14 Veranstaltungszertifikat
§15 Kontrollbericht
§ 16 Duldungs- und Mitwirkungspflichten
§17 Feststellung von VerstoRRen
Abschnitt 5
Ordnungswidrigkeiten
§18 Ordnungswidrigkeiten
Anlage 1(zu § 8 Absatz 2 und 3)
Anlage 2(zu § 13 Absatz 3)

Anlage 3(zu § 14 Absatz 1 Satz 4)
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Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§1
Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt fir Unternehmen der AuRer-Haus-Verpflegung.

§2
Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung ist oder sind:

,Unternehmen der AuRer-Haus-Verpflegung®“: Anbieter von Gemeinschaftsverpflegung
im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) 1169/2011 des
Européischen Parlamentes und des Rates vom 25. Oktober 2011 betreffend die Infor-
mation der Verbraucher iiber Lebensmittel und zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 1924/2006 und (EG) Nr. 1925/2006 des Europaischen Parlaments und des Rates
und zur Aufhebung der Richtlinie 87/250/EWG der Kommission, der Richtlinie
90/496/EWG des Rates, der Richtlinie 1999/10/EG der Kommission, der Richtlinie
2000/13/EG des Europaischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2002/67/EG
und 2008/5/EG der Kommission und der Verordnung (EG) Nr. 608/2004 der Kommis-
sion (ABI. L 304 vom 22.11.2011, S.18).

,Unternehmer®: jede natlrliche oder juristische Person, die dafir verantwortlich ist,
dass die Anforderungen dieser Verordnung in dem ihrer Aufsicht unterstehenden Un-
ternehmen der Aulier-Haus-Verpflegung erfillt werden,

sLebensmittel“: Lebensmittel im Sinne des Artikels 2 der Verordnung (EG) 178/2002
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der
allgemeinen Grundsatze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung
der Europaischen Behdrde fur Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfah-
ren zur Lebensmittelsicherheit (ABI. L 31 vom 1.2.2002, S.1).

LZutat“: Zutat im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 Buchstabe f der VO (EU) 1169/2011 von
Erzeugnissen der Aulier-Haus-Verpflegung.

,Erzeugnis der Auller-Haus-Verpflegung“: Lebensmittel, das in einem Unternehmen
der Auler-Haus-Verpflegung hergestellt oder zubereitet und dort an Verbraucher ab-
gegeben wird,

,2okologische/biologische Zutat“: Zutat, welche aus 6kologischer/biologischer Produk-
tion gemaR Artikel 3 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2018/848 des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 30. Mai 2018 Uber die dkologische/biologische Produktion
und die Kennzeichnung von 6kologischen/biologischen Erzeugnissen sowie zur Aufhe-
bung der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates (ABI. L 150 vom 14.6.2018, S. 1)
stammt, ausgenommen eine solche, die wahrend des Umstellungszeitraums geman
Artikel 10 der Verordnung (EU) 2018/848 hergestellt wird,

,2okologisches/biologisches Erzeugnis®: Erzeugnis, welches aus 6kologischer/biologi-
scher Produktion gemaf Artikel 3 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2018/848 stammt,
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ausgenommen ein solches, das wahrend des Umstellungszeitraums gemaf Artikel 10
der Verordnung (EU) 2018/848 hergestellt wird,

8. ,Umstellungsprodukt®: Zutat oder Erzeugnis im Sinne des § 3 Satz 1, das wahrend des
Umstellungszeitraums nach Artikel 10 der Verordnung (EU) 2018/848 hergestellt wird,

9. ,6kologische/biologische Produktion®: 6kologische/biologische Produktion im Sinne
des Artikel 3 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2018/848,

10. ,Bio-Anteil“: der in Prozent ausgewiesene Anteil der 6kologischen/biologischen Zutaten
und Erzeugnisse am Geldwert des Gesamtwareneinkaufs der von einer Betriebseinheit
bezogenen Zutaten und Erzeugnisse,

11. ,zusténdige Behorde*: die nach § 2 Absatz 1 des Oko-Landbaugesetzes zustandige
Behdrde,

12. ,Betriebseinheit‘: Unternehmen oder Teil eines Unternehmens der AulRer-Haus-Ver-
pflegung mit eigenstéandiger Organisation und Abrechnung.

13. ,Bio-Zutatenibersicht“: Ubersicht aller Zutaten und Erzeugnisse, die mit Bezug auf die
Okologische/biologische Produktion gekennzeichnet sind.

14. ,Nicht-Bio-Zutatenlibersicht*: Ubersicht aller nichtékologischen/nichtbiologischen Zuta-
ten und Erzeugnisse einschlieRlich der Umstellungsprodukte.

15. ,Veranstaltungszertifikat“: Zertifikat, das von einer Kontrollstelle fiir einen Anlass, der
bis auf eine Dauer von bis zu zwei Monaten befristet ist, ausgestellt wird.

Abschnitt 2

Produktion, Kennzeichnung und Auszeichnung

§3
Kennzeichnung von Zutaten und Erzeugnissen und Auszeichnung des Bio-Anteils

(1) Unbeschadet der allgemeinen Vorschriften zur Kennzeichnung von Lebensmitteln
darf ein Unternehmer

1. Zutaten und Erzeugnisse nach MalRgabe des § 4 Absatz 1 und 2 Satz 1, § 5 Absatz 3
und § 6 Absatz 1 kennzeichnen und

2. den Bio-Anteil an Zutaten und Erzeugnissen nach MalRRgabe des § 8 zusatzlich aus-
zeichnen, sofern eine Kennzeichnung nach Nummer 1 erfolgt.

Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass er im Zeitpunkt der Kennzeichnung nach Satz
1 Nummer 1 oder der zusatzlichen Auszeichnung nach Satz 1 Nummer 2 im Besitz eines
gultigen Zertifikats nach § 13 Absatz 3 oder § 14 Absatz 1 Satz 3 ist.

(2) Es ist verboten, Zutaten und Erzeugnisse in anderer als der in Absatz 1 Nummer
1 bezeichneten Weise zu kennzeichnen.

(3) Kindertageseinrichtungen und Schulen, in denen Erzeugnisse selbst, vor Ort, in
eigenen Kichen und fir den Eigenbedarf zubereitet werden, unterliegen der Zertifizierungs-
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pflicht nach Absatz 1 Satz 2 nur, wenn sie flir die Auszeichnung ihres Bio-Anteils das Kenn-
zeichen nach § 8 Absatz 2 verwenden. Die Kennzeichnung gemaR § 4 Absatz 1 sowie die
Auszeichnung nach § 8 Absatz 1 darf auch ohne diese Zertifizierung verwendet werden. Im
Fall einer Kennzeichnung gemafn § 4 Absatz 1 gelten die Vorgaben des § 4 Absatz 2, §§ 6
und 11 sowie die Unternehmerpflichten nach § 10 nicht.

§4
Voraussetzungen fiir die Kennzeichnung

(1) Ein Unternehmer darf Zutaten und Erzeugnisse unbeschadet der weiteren Anfor-
derungen nach Absatz 2 Satz 1 nur dann

1. als dkologisch/biologisch kennzeichnen, wenn er diese Zutaten und Erzeugnisse

a) als nach Artikel 30 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/848 gekennzeichnete
Ware bezogen hat oder

b) im eigenen landwirtschaftlichen Unternehmen, das nach Artikel 35 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2018/848 zertifiziert ist, 0kologisch/biologisch produziert hat,

2. als Umstellungsprodukt kennzeichnen, wenn er diese Zutaten und Erzeugnisse

a) als nach Artikel 30 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) 2018/848 gekenn-
zeichnete Ware bezogen hat oder

b) im eigenen landwirtschaftlichen Unternehmen, das nach Artikel 35 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2018/848 zertifiziert ist, 6kologisch/biologisch produziert hat.

(2) Ein Unternehmer darf eine Zutat oder ein Erzeugnis nur dann mit Bezug auf die
Okologische/biologische Produktion kennzeichnen, wenn er die gleiche Zutat oder das glei-
che Erzeugnis aus nichtdkologischer/nichtbiologischer Produktion nicht am selben Tag in
derselben oder fur dieselbe Betriebseinheit

1. verwendet oder verwenden lasst und
2. lagert oder lagern lasst.

Satz 1 Nummer 2 gilt nicht, solange der Unternehmer die zusatzlichen Aufzeichnungspflich-
ten nach § 11 Absatz 2 erfilllt.

§5
Gestaltung der Kennzeichnung

(1) Zutaten und Erzeugnisse gelten als mit Bezug auf die dkologische/biologische Pro-
duktion gekennzeichnet, wenn sie in der Kennzeichnung, in der Werbung oder in den Ge-
schaftspapieren mit Bezeichnungen versehen werden, die den Eindruck vermitteln, dass
sie nach den Vorschriften des Artikels 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2018/848 produziert
worden sind.

(2) Zutaten und Erzeugnisse dirfen auch nach Satz 2 Nummer 1 bis 3 zusammenfas-
send gekennzeichnet werden, wobei die Differenzierung nach ékologischen/biologischen
Produkten und Umstellungsprodukten gewahrleistet sein muss. Zulassig ist
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1. eine in Produktgruppen zusammenfassende Kennzeichnung,

2. bei ausschlieBlicher Verwendung von Zutaten aus 6kologischer/biologischer Produk-
tion flr eine Speise oder ein Getrank eine zusammenfassende Kennzeichnung in Form
einer Feststellung, dass alle Zutaten dieser Speise oder dieses Getranks biolo-
gisch/6kologisch produziert worden sind,

3. bei ausschlieBlicher Verwendung von Zutaten und Erzeugnissen aus 6kologischer/bi-
ologischer Produktion im Unternehmen eine zusammenfassende Kennzeichnung in
Form einer Feststellung, dass alle im Unternehmen verwendeten Zutaten und Erzeug-
nisse biologisch/6kologisch produziert worden sind.

(3) Die SchriftgroRe der Kennzeichnung nach § 4 Absatz 1 und 2 Satz 1 darf nicht
groRer sein als die Schriftgro3e der Bezeichnung der Zutaten und Erzeugnisse.

§6
Zutateniibersicht

(1) Erganzend zur Kennzeichnung auf Speiseplanen, Tafeln, Schriftsticken oder an-
deren Ubersichten, auch in elektronischer Form, hat ein Unternehmer nach MaRgabe des
Satzes 2 eine tagesaktuelle Bio-Zutatenlbersicht in einer fir Gaste leicht zuganglichen
Form bereitzuhalten. In der Bio-ZutatenUbersicht hat der Unternehmer zwischen 6kologi-
schen/biologischen Zutaten und Erzeugnissen und solchen aus Umstellung zu unterschei-
den.

(2) Abweichend von Absatz 1 darf ein Unternehmer eine Nicht-Bio-ZutatenUbersicht
bereithalten, die keine 6kologischen/biologischen Zutaten und Erzeugnisse enthalten darf.

(3) Soweit es sich bei Zutaten um zusammengesetzte Zutaten im Sinne des Artikels
2 Absatz 2 Buchstabe h der Verordnung (EU) 1169/2011 handelt, ist eine gesonderte Nen-
nung der Bestandteile der Zutat in der ZutatenUbersicht nicht erforderlich.

§7
Nutzungsmoglichkeit von Kennzeichen und Logos

(1) Das Oko-Kennzeichen nach § 1 Absatz 1 des Oko-Kennzeichengesetzes darf zur
Kennzeichnung von dkologischen/biologischen Zutaten und Erzeugnissen genutzt werden.

(2) Landerkennzeichen, Verbandslogos und sonstige private Kennzeichen mit Bezug
auf die 6kologische/biologische Produktion dirfen

1. zur Kennzeichnung von Zutaten und Erzeugnissen genutzt werden, welche die Voraus-
setzungen des jeweiligen Kennzeichens oder Logos erfillen, und

2. daruber hinaus genutzt werden, wenn unabhangig von einer Zutat oder einem Erzeug-
nis der 6kologische Landbau beworben wird, solange nicht der Eindruck erweckt wird,
dass der Herstellungsprozess im Unternehmen der AufRer-Haus-Verpflegung nach den
Vorgaben der Verordnung (EU) 2018/848 erfolgt.
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§8
Auszeichnung des Bio-Anteils

(1) Zusatzlich zur Kennzeichnung nach § 4 Absatz 1 darf ein Unternehmer fur seine
Betriebseinheiten deren jeweiligen Bio-Anteil nur auszeichnen, sofern dieser von der nach
§ 3 Absatz 1a des Oko-Landbaugesetzes zustandigen Kontrollstelle geprift und zertifiziert
wurde.

(2) Fur die Auszeichnung nach Absatz 1 darf ein Unternehmer nur das Kennzeichen
nach Anlage 1 (AHV-Kennzeichen) verwenden, das fur den eingesetzten Bio-Anteil die
nach Satz 2 zutreffende Kategorie ausweist. Die Kategorien des Kennzeichens sind:

1. erste Kategorie bei einem Bio-Anteil von 20 bis 49 Prozent,

2. zweite Kategorie bei einem Bio-Anteil von 50 bis 89 Prozent und

3. dritte Kategorie bei einem Bio-Anteil von 90 bis 100 Prozent.
Der Bio-Anteil ist kaufmannisch auf ganze Zahlen zu runden.

(3) Das AHV-Kennzeichen hat sich nach der Mal’gabe des Musters und der techni-
schen Beschreibung der Anlage 1 zu richten. Das Weglassen oder Hinzufiigen von Be-
standteilen oder sonstige Anderungen der Kennzeichnung sind verboten.

(4) Esist verboten,

1. eine Kategorie des Kennzeichens nach Absatz 2 Satz 2 zu verwenden, die einen gro-
Beren Bio-Anteil als den tatsachlichen Bio-Anteil auszeichnet oder

2. eine dem AHV-Kennzeichen nachgemachte Kennzeichnung, die zur Irrefihrung Uber
den Bio-Anteil geeignet ist, zu verwenden.

§9
Berechnung und Zertifizierung des Bio-Anteils

(1) Die Berechnung des Bio-Anteils ist vom Unternehmer selbststandig durchzufih-
ren. Sie ist monatlich zu aktualisieren.

(2) Die Kontrollstelle hat die Richtigkeit der Berechnung des Bio-Anteils im Rahmen
der Kontrolle gemaR § 13 anhand der nach § 11 vom Unternehmer zu fihrenden Aufzeich-
nungen zu Uberprufen. Bei Einhaltung der Vorgaben dieser Verordnung hat sie das Zertifi-
kat nach § 13 Absatz 2 oder § 14 Absatz 1 Satz 3 entsprechend zu erganzen.

(3) Fur die erste Zertifizierung des Bio-Anteils hat die Kontrollstelle als Berechnungs-
zeitraum die letzten drei Monate vor dem Kontrollbesuch zugrunde zu legen. Bei den Fol-
gekontrollen ist jeweils der Berechnungszeitraum der letzten zwdlf Monate zugrunde zu
legen.

(4) Der Unternehmer kann eine Erhdhung des Bio-Anteils jederzeit von seiner Kon-
trollstelle prifen und zertifizieren lassen. Es gilt der Berechnungszeitraum nach Absatz 3
Satz 2.

(5) Der Unternehmer hat nach MalRgabe des Satzes 2 der Kontrollstelle eine Verrin-
gerung des durchschnittlichen Bio-Anteils im Berechnungszeitraum nach Absatz 3 Satz 1
oder 2 mitzuteilen, sobald diese
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1. mehr als einen Monat angedauert hat und

2. zur Einordnung in eine andere Auszeichnungskategorie fuhrt oder der untere Schwel-
lenwert der ersten Kategorie nicht mehr erreicht wird.

Die Mitteilung hat unverziglich nach Ablauf des Monats zu erfolgen. Die Kontrollstelle
hat die Verringerung zu Uberprifen und fir den festgestellten Bio-Anteil ein aktualisiertes
Zertifikat auszustellen.

Abschnitt 3

Unternehmerpflichten

§ 10
Allgemeine Pflichten der Unternehmer

(1) Vor der erstmaligen Verwendung von Bezeichnungen mit Bezug auf die 6kologi-
sche/biologische Produktion und vor der erstmaligen Auszeichnung des Bio-Anteils hat ein
Unternehmer die Absicht der Verwendung oder Auszeichnung unter Angabe der Daten des
Absatzes 2 Satz 1 und 3 der zustandigen Behdrde mitzuteilen. Dartiber hinaus hat er Gber
ein gultiges Zertifikat seiner Kontrollstelle nach § 13 Absatz 3 oder § 14 Absatz 1 Satz 3 zu
verfugen.

(2) Der Unternehmer hat eine vollstadndige Beschreibung seiner Betriebseinheiten, in
denen Zutaten und Erzeugnisse nach § 4 Absatz 1 und 2 Satz 1 gekennzeichnet werden,
zu erstellen. Er hat diese Beschreibung fortlaufend zu aktualisieren. Die Beschreibung hat
zu umfassen:

1. den Namen und die Anschrift des Unternehmers,

2. die Bezeichnung seiner Betriebseinheiten und

3. die Beschreibung der Tatigkeiten seiner Betriebseinheiten.
Die Satze 1 bis 3 gelten nicht fir Unternehmer nach § 3 Absatz 2.

(3) Ein Unternehmer muss sich vor Warenannahme tber den Zertifizierungsstatus sei-
ner Lieferanten informieren. Satz 1 gilt nicht beim Einkauf im Lebensmitteleinzelhandel und
vergleichbaren Einkaufsstatten, auf Markten, in Hofladen oder bei einem Bezug von Zutaten
aus dem eigenen landwirtschaftlichen Unternehmen.

(4) Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass die 6kologischen/biologischen Zutaten
und Erzeugnisse, die Umstellungsprodukte sowie die nicht 6kologischen/nicht biologischen
Zutaten und Erzeugnisse im Lager eindeutig voneinander getrennt und als solche erkenn-
bar sind und jedes Vertauschen ausgeschlossen ist. Ausgenommen von dieser Pflicht sind
Unternehmer nach § 3 Absatz 2.

(5) Der Unternehmer hat der zustandigen Behoérde und der Kontrollstelle, die das Zer-
tifikat nach § 13 Absatz 3 oder § 14 Absatz 1 Satz 3 ausgestellt hat, unverzuglich anzuzei-
gen, wenn er

1. die Kennzeichnung von Zutaten und Erzeugnissen aus ékologischer/biologischer Pro-
duktion aufgegeben hat,
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2. die Kontrollstelle gewechselt hat.

Im Fall von Satz 1 Nummer 2 hat der Unternehmer den Namen und die Anschrift der neuen
Kontrollstelle anzuzeigen.

§ 11

Aufzeichnungspflichten bei Kennzeichnung nach § 4

(1) Sofern ein Unternehmer Zutaten oder Erzeugnisse nach § 4 kennzeichnet, hat er
schriftlich oder elektronisch Folgendes aufzuzeichnen:

1. den Namen und die Anschrift jedes Lieferanten oder der sonstigen Bezugsquellen,
2. die Art, die Menge und den Zeitpunkt der von der Betriebseinheit bezogenen
a) Okologischen/biologischen Zutaten und Erzeugnisse,
b) Zutaten und Erzeugnisse aus der Umstellung auf die dkologische Produktion und
c) nicht 6kologischen/nicht biologischen Zutaten und Erzeugnisse.
(2) Sofern ein Unternehmer zeitgleich in derselben Betriebseinheit gleiche Zutaten o-
der Erzeugnisse aus 6kologischer/biologischer Produktion und aus nicht ékologischer/nicht
biologischer Produktion lagert, hat er sicherzustellen, dass Art und Anzahl der ausgegebe-

nen Speisen und Getranke aus der Buchfiihrung hervorgehen. Eine Warenflussdokumen-
tation ist nicht erforderlich.

§12
Aufzeichnungspflichten bei Auszeichnung des Bio-Anteils

(1) Sofern ein Unternehmer den Bio-Anteil nach § 8 auszeichnet, hat er fur jeden Wa-
reneinkauf schriftlich oder elektronisch Folgendes aufzuzeichnen:

1. den Namen und die Anschrift jedes Lieferanten oder der sonstigen Bezugsquelle,
2. die Rechnungsnummer und das Rechnungsdatum,

3. den in Geldwert ausgedrickten Netto-Gesamtbetrag aller dkologischen/biologischen
Zutaten und Erzeugnisse und deren monatlichen Netto-Gesamtbetrag,

4. den in Geldwert ausgedriuckten Netto-Gesamtbetrag aller nicht 6kologischen/nicht bio-
logischen Zutaten und Erzeugnisse und deren monatlichen Netto-Gesamtbetrag und

5. denin Geldwert ausgedrickten Netto-Gesamtbetrag aller Produkte, die nicht in die Be-
rechnung nach § 9 Absatz 1 Satz 1 einflieBen durfen und deren monatlichen Netto-
Gesamtbetrag.

(2) Nicht in die Berechnung nach § 9 Absatz 1 Satz 1 einflieRen dirfen Produkte, die
keine Lebensmittel sind, und Wasser.
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Abschnitt 4

Kontrolle

§13
Durchfiihrung der Kontrollen und Zertifizierung

(1) Im Rahmen ihrer Zustandigkeit nach § 3 Absatz 1a des Oko-Landbaugesetzes
haben die Kontrollstellen die Kontrolle der Einhaltung der Vorgaben dieser Verordnung
nach MaRgabe dieses Abschnitts durchzufiihren. Im Ubrigen gelten die Vorgaben dieses
Abschnitts entsprechend fiir die Kontrolle durch die zustandige Landesbehdrde.

(2) Die Kontrollstelle hat den Unternehmer einmal jahrlich zu kontrollieren. Mit Aus-
nahme der Erstkontrolle sind die Kontrollen in der Regel unangekundigt durchzufuhren.

(3) Bei Einhaltung der Vorgaben dieser Verordnung hat die Kontrollstelle dem Unter-
nehmer ein Zertifikat auszustellen. Auf Antrag des Unternehmers ist das Zertifikat auszu-
stellen

1. als Zertifikat mit Auszeichnung des Bio-Anteils entsprechend den Anforderungen des
§ 8 Absatz 2 oder

2. als Zertifikat ohne Auszeichnung des Bio-Anteils.

Das Zertifikat hat sich nach der MalRgabe des Musters der Anlage 2 zu richten. Das Weg-
lassen oder Hinzufligen von Bestandteilen oder sonstige Anderungen des Zertifikates sind
verboten.

(4) Kontrollen haben als Vor-Ort-Kontrollen stattzufinden. Abweichend von Satz 1 kon-
nen Kontrollen, die nur der Uberprifung des Bio-Anteils dienen, als Verwaltungskontrollen
und mit Ankiindigung erfolgen.

(5) Vor-Ort-Kontrollen sind wahrend der Ublichen Betriebs- und Geschaftszeiten
durchzufiihren. Der Unternehmer, sein Vertreter oder eine andere vom Unternehmer oder
von seinem Vertreter bestimmte im Unternehmen tatige Person hat das Recht, bei den
Kontrollen anwesend zu sein.

§ 14
Veranstaltungszertifikat

(1) Der Unternehmer hat eine Veranstaltung mindestens vier Wochen vor deren Be-
ginn bei einer zugelassenen Kontrollstelle, die im Land der Veranstaltung Kontrolltatigkeiten
ausubt, sowie bei der zustandigen Behdrde zu melden. Er hat der Kontrollstelle die Unter-
lagen nach § 10 Absatz 2 und § 11 Absatz 1 sowie fur den Fall, dass er den Bio-Anteil nach
§ 8 auszeichnen will, die Unterlagen nach § 12 Absatz 1 vorzulegen. Hat der Unternehmer
die Unterlagen vollstéandig vorgelegt und liegen die Voraussetzungen fir die Kennzeich-
nung nach § 4 Absatz 1 und 2 Satz 1 oder fir die Auszeichnung des Bio-Anteils nach § 8
vor, so hat die Kontrollstelle ein Veranstaltungszertifikat auszustellen. § 13 Absatz 3 Satz 1
und 2 gilt mit der Maligabe entsprechend, dass die Anlage 3 an die Stelle der Anlage 2 tritt.

(2) Die Kontrollstelle fuhrt stichprobenartig Kontrollen in der Betriebseinheit oder am
Ort der Veranstaltung durch. Fir diese Kontrollen gilt § 13 Absatz 4.
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(3) Die Berechnung des Bio-Anteils nach § 8 hat sich abweichend von § 10 Absatz 3
im Fall eines Veranstaltungszertifikats nur auf den Warenbezug fiir die Veranstaltung zu
beziehen. § 12 gilt mit der Mal3gabe, dass die genannten Aufzeichnungen nur den Gesamt-
wareneinkauf der Zutaten und Erzeugnisse fur die Veranstaltung umfassen mussen. Der
Unternehmer hat sicherzustellen, dass der ausgezeichnete Bio-Anteil jederzeit dem tat-
sachlichen Bio-Anteil entspricht.

§ 15
Kontrollbericht
(1) Die Kontrollstelle hat im Anschluss an jede Vor-Ort-Kontrolle einen Kontrollbericht
zu erstellen. Der Kontrollbericht ist vom Unternehmer oder von derjenigen Person gegen-
zuzeichnen, die nach § 13 Absatz 5 Satz 2 bei der Vor-Ort-Kontrolle anwesend war.

(2) Der Kontrollbericht muss mindestens folgende Angaben enthalten:

1. den Namen und die Anschrift der Betriebseinheit sowie die Kontrollnummer der Be-
triebseinheit bei der Kontrollstelle,

2. das Datum und die Dauer der Vor-Ort-Kontrolle,

3. den Namen derjenigen Person, die die Vor-Ort-Kontrolle durchgeflihrt hat, und, sofern
eine Person nach § 13 Absatz 5 Satz 2 wahrend der Vor-Ort-Kontrolle anwesend war,
den Namen dieser Person,

4. die kontrollierten Bereiche, die Nennung der eingesehenen Aufzeichnungen nach § 11
Absatz 1 und § 12 Absatz 1 und die Tatigkeiten der Betriebseinheit,

5. festgestellte VerstoRe, deren Umfang, die nach § 17 Absatz 1 Nummer 2 festgesetzten
MafRnahmen und die zur Beseitigung andauernder Verstée gesetzte Frist.

(3) Festgestellte VerstoRRe sind, soweit dies nach der Art der Verstdlie méglich ist, in
geeigneter Weise durch Bildaufzeichnungen zu dokumentieren. Auf den Bildaufzeichnun-
gen durfen keine Personen und keine personenbezogenen Daten abgebildet sein. Diese
Aufzeichnungen sind dem Kontrollbericht beizufigen.

(4) Die Kontrollstelle hat den Kontrollbericht der zustandigen Behorde auf deren Ver-
langen zu Ubermitteln.

§ 16
Duldungs- und Mitwirkungspflichten
(1) Der Unternehmer hat den von der zustandigen Behdrde oder der Kontrollstelle be-
auftragten Personen Zugang zu den Betriebstatten zu gewahren, sofern dies fur die Durch-
fihrung der Kontrollen nach § 13 Absatz 1 erforderlich ist, und auf Verlangen notwendige
Auskulnfte zu erteilen sowie die fur die Kontrolle notwendigen Unterlagen vorzulegen.

(2) Der Unternehmer hat die Mafinahmen nach § 17 Absatz 1 Nummer 2 zu dulden.
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§ 17
Feststellung von VerstoRen
(1) Sofern ein Verstol’ gegen diese Verordnung festgestellt wird, hat die Kontrolistelle
im Rahmen der ihr durch § 3 Absatz 1a des Oko-Landbaugesetzes zugewiesenen Befug-

nisse

1. dem Unternehmer eine angemessene Frist zur Beseitigung andauernder Verstdlie zu
setzen sowie

2. geeignete Malknahmen zu verhangen, um zu gewabhrleisten, dass der Unternehmer
den Verstol beendet und dass er erneute Verstolie dieser Art verhindert.

DarUber hinaus kann die Kontrollstelle Nachkontrollen durchfhren.

(2) Erhalt die zustéandige Behdrde, insbesondere auf Grund einer Unterrichtung einer
Kontrollstelle nach § 5 Absatz 3 Satz 2 des Oko-Landbau-Gesetzes, davon Kenntnis, dass
ein Unternehmer Zutaten oder Erzeugnisse unzutreffend mit Bezug auf die 6kologische/bi-
ologische Produktion gekennzeichnet hat oder eine unzutreffende Auszeichnungskategorie
nutzt und dieser Verstol3 nicht nur geringfligig ist oder der Unternehmer den Malinhahmen
der Kontrollstelle nach Absatz 1 nicht Folge leistet, kann sie
1. dem Unternehmer die Kennzeichnung von Zutaten und Erzeugnissen mit Bezug auf

die 6kologische/biologische Produktion flir einen bestimmten Zeitraum ganz oder teil-

weise untersagen und

2. das Zertifikat nach § 13 Absatz 3 oder nach § 14 Absatz 1 Satz 4 befristet aussetzen
oder aufheben.

(3) Uber die Nachkontrolle hat die Kontrollstelle einen Kontrollbericht nach MaRgabe
des § 15 zu erstellen. Dieser ist der zustandigen Behdrde auf deren Verlangen zu Gbermit-
teln.

(4) Die Nachkontrolle ersetzt nicht die nachste jahrliche Kontrolle nach § 13 Absatz 2.

Abschnitt 5

Ordnungswidrigkeiten

§18
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 13 Absatz 2 Nummer 5 des Oko-Landbaugesetzes
handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 2 nicht sicherstellt, dass er im Besitz eines Zertifikats ist,
2. entgegen § 4 Absatz 1 oder 2 Satz 1 eine Zutat oder ein Erzeugnis kennzeichnet,

3. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 1 eine dort genannte Ubersicht nicht, nicht richtig, nicht
vollstandig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise bereithalt,
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entgegen § 8 Absatz 4 Nummer 1 oder 2 eine dort genannte Kategorie des Kennzei-
chens oder eine dort genannte Kennzeichnung verwendet,

entgegen § 9 Absatz 5 Satz 1 oder § 10 Absatz 1 Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht
richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig macht oder

entgegen § 16 Absatz 1 den Zugang zu einer Betriebsstatte nicht gewahrt, eine Aus-
kunft nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erteilt oder eine Unter-
lage nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig vorlegt.
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Anlage 1 (zu § 8 Absatz 2 und 3)
AHV-Kennzeichen in 3 Kategorien

Das AHV-Kennzeichen ist vorzugsweise in Farbe auszufiihren. Im Bedarfsfall kann es in
Schwarz-Weil} ausgefuhrt werden.
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Kennzeichnung in 3 Kategorien in Farbe

1. Das AHV-Kennzeichen muss den nachstehenden Mustern entsprechen:

a) Muster Kategorie ,90-100°

90-100 %

b) Muster Kategorie ,50-89¢

50-89%

c) Muster Kategorie ,20-49¢

Bio

20-49 %

2. Technische Beschreibung der Kennzeichnung nach § 8 Absatz 2:
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Farben

Die Kennzeichnung kann je nach Anwendung mit Sonderfarbe (Pantone) oder vier-
farbig (CMYK) umgesetzt werden. Je nach verwendetem Muster ist in den entspre-
chenden Farben zu drucken:

aa) Muster ,90-100“ Farbe Gold (Druck-Farbwert Pantone 8661 C, Druck-Farb-
werte CMYK: C=25%, M=29%, Y=81%, K=9%)

bb) Muster ,50-89“ Farbe Silber (Druck-Farbwert Pantone 8001 C, Druck-Farb-
werte CMYK: C=31%, M=25%, Y=25%, K=24%)

cc) Muster ,20-49%: Farbe Bronze (Druck-Farbwert Pantone 8582 C, Druck-Farb-
werte CMYK: C=30%, M=51%, Y=72%, K=26%)

Der Schriftzug ,Bio“, die Prozentangabe sowie Gabel und Messer sind in weil}
auszufuhren.

Das Kennzeichen ist auf weillem Grund zu drucken.
Ausgestaltung
Das Kennzeichen ist kreisrund zu gestalten. Innerhalb des Kreises hat linksseitig

horizontal das Wort ,Bio®“ zu stehen. Unter ,Bio“ hat eine der drei Kategorien zu
stehen.

,90-100 %*

,00-89 %"

,20-49 %"

Rechtsseitig sind Gabel und Messer abzubilden.

c)

f)

Groflke

Das AHV-Kennzeichen muss eine Mindesthohe von 20 mm und eine Mindestbreite
von 20 mm haben, das Verhaltnis Héhe/Breite betragt stets 1:1.

Drehung
Eine Drehung des Kennzeichens ist nicht zulassig.
GroRen und Raumverhaltnis

Das Groflenverhaltnis und das raumliche Verhaltnis der Wort- und der Grafikbe-
standteile der Kennzeichnung zueinander darf nicht verandert werden.

Schutzzone

Das Kennzeichen verfigt tUber eine Schutzzone, in der kein anderes Element plat-
ziert werden darf. Die Schutzzone ergibt sich aus der GroRe des Kennzeichenkrei-
ses und muss mindestens einem Drittel des Durchmessers des Kreises entspre-
chen, sodass ausreichend Platz um das Kennzeichen herum gewahrleistet wird.

Kennzeichnung in 3 Kategorien in Schwarz-Weil

1.

Das AHV-Kennzeichen muss den nachstehenden Mustern entsprechen:
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a) Muster Kategorie ,90-100"

90-100 %

b) Muster Kategorie ,,50-89*

50-89 %

¢) Muster Kategorie ,20-49"

20-49 %

2. Technische Beschreibung der Kennzeichnung nach § 8 Absatz 2:

a) Farben
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Die Kennzeichnung hat zweifarbig zu sein. Das kreisrunde Element ist in schwarz
zu drucken (Schwarz-Anteil: black = 100 %).

Der Schriftzug ,Bio“, die Prozentangabe sowie Gabel und Messer sind in weil} aus-
zufuhren.

Ausgestaltung, Grolie, Drehung, Grélken und Raumverhaltnis, Schutzzone

Die technische Beschreibung der ,Kennzeichnung in Farbe“ Nummer 2 b bis f gilt
entsprechend.

Anlage 2 (zu § 13 Absatz 3)
Musterzertifikat
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Musterzertifikat bei Auszeichnung nach § 8 Absatz 2 und 3
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Musterzertifikat ohne Auszeichnung nach § 8 Absatz 2 und 3...

Anlage 3 (zu § 14 Absatz 1 Satz 4)

Musterveranstaltungszertifikat
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Veranstaltungszertifikat bei Auszeichnung nach § 8 Absatz 2 und 3
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Veranstaltungszertifikat ohne Auszeichnung nach § 8 Absatz 2 und 3
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Artikel 2

Anderung der Oko-Kennzeichenverordnung

Dem § 3 Absatz 1 der Oko-Kennzeichenverordnung vom 6. Februar 2002 (BGBI. | S.
589), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 30. November 2005 (BGBI. | S. 3384) gean-
dert worden ist, wird folgender Satz angefligt:

~<Abweichend von den Satzen 1 und 2 kann eine Anzeige auch elektronisch Uber eine Re-
gistrierung in der Bio-Siegel-Datenbank erfolgen.”

Artikel 3

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.
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Begriundung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Seit dem 01.01.2022 gilt die neue Oko-Verordnung (EU) 2018/848. Sie nimmt in Artikel 2
Absatz 3 die AHV von ihrem Anwendungsbereich aus und stellt klar, dass die Mitgliedstaa-
ten in diesem Bereich eigene nationale Vorschriften erlassen konnen. § 6 OLG beinhaltet
eine Verordnungsermachtigung an das Bundesministerium fir Ernahrung und Landwirt-
schaft zur Regelung der Bio-Kennzeichnung und —Kontrolle in der AHV. Diesem Rechts-
setzungsauftrag des Parlaments geht das Bundesministerium fir Erndhrung und Landwirt-
schaft mit der Bio-AHVV nun nach.

Durch die Ubergangsregelung des § 6 Absatz 2 des OLG in der Fassung vom 7. Dezember
2008 (BGBI. I S. 2358), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBI. |
S. 3176) geandert worden ist gilt bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung auch im Bereich
der AHV weiterhin EU-Oko-Recht. Die Anforderungen der EU-Oko-Verordnung (EU)
2018/848 sind jedoch nicht auf AHV-Unternehmen zugeschnitten und daher fur die AHV
teilweise unpassend oder Uberfordernd.

Vor dem Hintergrund eines seit vielen Jahren stark wachsenden Marktes fir Oko-Produkte
und der weiteren Ausbauziele der Bundesregierung fiir den Oko-Landbau sind auf die AHV
zugeschnittene nationale Regelungen fir Unternehmen der AHV dringend erforderlich. Die
fehlenden nationalen Regelungen kénnen gegenliber Mitgliedstaaten mit entsprechenden
Regelungen einen Wettbewerbsnachteil darstellen. Die Bio-AHVV verfolgt das Ziel, durch
praktikable Vorgaben die Auslobung von Bio-Lebensmitteln in der AHV zu erleichtern.
Gleichzeitig soll durch klare und transparente Kennzeichnungsvorschriften ein hohes Ver-
braucherschutzniveau gewahrleistet werden.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Mit der Bio-AHVV werden einheitliche Vorgaben zur Gestaltung und zu den Voraussetzun-
gen der Bio-Kennzeichnung und der darauf aufbauenden Auszeichnung des prozentualen
Bio-Anteils in der AHV gemacht, sowie die Kontrolle und anschliefiende Zertifizierung und
der Umgang mit VerstoRen geregelt.

Nach einem Abschnitt zu allgemeinen Vorschriften wird in Abschnitt 2 normiert, dass nur
Zutaten und Erzeugnisse gekennzeichnet werden durfen, die als rechtmafig nach EU-
Recht gekennzeichnete Zutaten und Erzeugnisse von Lieferanten oder aus dem Lebens-
mitteleinzelhandel bezogen wurden. Da Erzeugnisse aus Arbeitsgédngen der AHV, also in
der AHV zubereitete Speisen und Getranke, nicht gekennzeichnet werden durfen, bedarf
es auch keiner weitreichenden Vorschriften fur den Zubereitungsprozess in der Kiche. Ein-
zige Produktionsvorschrift ist so die Vorschrift, dass gleiche Zutaten nicht zeitgleich in Bio-
Qualitat und in konventioneller Qualitat eingesetzt werden durfen, wodurch eine Verwechs-
lung ausgeschlossen werden soll. Eine gleichzeitige Lagerung ist dagegen bei Beachtung
der weitergehenden Dokumentationspflichten des § 10 Absatz 2 zulassig.

Neben der Kennzeichnung der verwendeten Zutaten und Erzeugnisse besteht die Moglich-
keit der Auslobung des prozentualen Gesamtanteils der Bio-Lebensmittel am Gesamtwa-
reneinkauf. Daflr kann auch das in Anlage 1 vorgegebene AHV-Kennzeichen genutzt wer-
den.
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In Abschnitt 3 sind die Unternehmenspflichten normiert. Dazu gehéren z.B. eine Melde-und
Zertifizierungspflicht und die Pflicht zu ordnungsgemaRer Lagerfihrung. Aulierdem werden
Dokumentationspflichten, die fir die Kennzeichnung gelten (mit und ohne parallelen Lager-
bestdnden) und solche, die fur die Auszeichnungsoption erforderlich sind, normiert.

Durch die Loslésung vom EU-Recht ist es erforderlich, in der Verordnung auch Regelungen
zur Kontrolle zu treffen (Abschnitt 4). Damit auch die AHV das bereits etablierte Oko-Kon-
trollsystem nutzen kann, wird ein weitgehender Gleichlauf der Kontrollsysteme im EU-Be-
reich und im nationalen Bereich geregelt. Kontrollen werden von denselben Kontrollstellen
durchgefiihrt, welche auch die Kontrollen nach EU-Oko-Recht durchfiihren. Die Kontrollen
missen einmal jahrlich und unangekindigt stattfinden, im Anschluss erhalt das Unterneh-
men bei Einhaltung der Vorgaben ein Zertifikat. Detailregelungen zur Kontrolle wie z.B. der
Informationsaustausch der Kontrollstellen untereinander oder der Umgang mit personen-
bezogenen Daten werden im OLG auf die AHV erweitert. In der Bio-AHVV werden Rege-
lungen zur Durchfihrung der Kontrolle, zu den Duldungs- und Mitwirkungspflichten wah-
rend einer Kontrolle und zu MaRnahmen bei eventuellen Verstélien getroffen.

Abschnitt 5 regelt die Sanktionen, welche sich auf Ordnungswidrigkeitstatbestande be-
schranken.

Die Anderung der OkoKennzV normiert die Mdglichkeit der elektronischen Registrierung
der Bio-Siegel-Nutzer in der Datenbank ohne Verwendung des Formulars mit Unterschrift.

1. Alternativen

Privatisierung der Bio-Kontrolle im AHV-Bereich.

V. Regelungskompetenz

Das Bundesministerium fir Erndhrung und Landwirtschaft ist auf Grund des § 6 OLG er-
machtigt, die Einzelheiten der Produktion, der Kontrolle und der Kennzeichnung von Er-
zeugnissen aus Arbeitsgangen sowie Arbeitsgangen in gemeinschaftlichen Verpflegungs-
einrichtungen geman Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2018/848 zu regeln. Die Norm
ermachtigt das Bundesministerium flr Erndhrung und Landwirtschaft nach § 6 Absatz 1
Nummer 4 OLG auch zu der Regelung einer fakultativen Auszeichnung des Gesamtanteils
an Zutaten und Erzeugnissen, die innerhalb einer gemeinschaftlichen Verpflegungseinrich-
tung verwendet werden. Aullerdem erstreckt sich die Ermachtigung auf die Regelung von
Sanktionen. Eine Zustimmung des Bundesrates ist erforderlich.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europdischen Union und volkerrechtlichen
Vertragen

Die Verordnung ist mit dem Recht der Europaischen Union und voélkerrechtlichen Vertragen,
die die Bundesrepublik Deutschland geschlossen hat, vereinbar.

VL. Regelungsfolgen

Die Bio-Zertifizierung in der AHV wird neu geregelt. Fur die bereits zertifizierten AHV-Un-
ternehmen ergeben sich Anderungen und eréffnen sich neue Mdglichkeiten der Kunden-
kommunikation durch die Etablierung des AHV-Kennzeichens. Die Erstzertifizierung wird
erleichtert.
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1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Verordnung bedeutet gegentber der bisherigen Rechtslage eine wesentliche Vereinfa-
chung fur AHV-Unternehmen, die sich fur eine Bio-Kennzeichnung oder zusatzlich die Aus-
zeichnung ihres Bio-Anteils entscheiden. Da das bestehende Kontrollsystem durch die AHV
weiterhin genutzt werden kann, ergibt sich fur die Verwaltung weitgehend ein Fortbestehen
des Status quo.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Eine Nachhaltigkeitsprifung geman § 44 Absatz 1 Satz 4 der Gemeinsamen Geschéaftsord-
nung der Bundesministerien ist erfolgt. Die Regelungen sind im Sinne der nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie dauerhaft tragfahig, da sie zu der Erreichung des Nachhaltigkeitsziels 2
beitragen. Insbesondere die Erreichung der Ziele der Nachhaltigkeitsindikatoren 2.1.b und
12.1.b wird durch die Regelung geférdert.

Ferner wird dem Prinzip einer nachhaltigen Entwicklung Nummer 4 Buchstabe ¢ Rechnung
getragen, da die 6kologische Landwirtschaft, welche gerade fiir eine nachhaltige Landwirt-
schaft steht, geférdert wird.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Fur die Mantelverordnung ergeben sich keine Haushaltsausgaben ohne Erflllungsauf-
wand.

4. Erfullungsaufwand

4.1 Erfillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

Keiner.

4.2 Erfillungsaufwand fiir die Wirtschaft

Fur jedes zertifizierte AHV-Unternehmen entsteht bei bisher praktizierter und nun nicht
mehr zuldssiger Menl- und Komponentenauslobung durchschnittlich ein einmaliger Um-
stellungsaufwand von etwa 127 Euro fur die Umgestaltung der Speisekarte und anderer
Dokumente, in denen eine Bio-Kennzeichnung erfolgt. Abhangig davon, wie nah ein Unter-
nehmen schon an den Vorgaben dieser Verordnung zur Zutatenkennzeichnung arbeitet,
kann der Umstellungsaufwand gegen Null gehen. Mangels konkreter Daten geht eine
Schatzung von Experten davon aus, dass derzeit zwischen 2.500 und 3.000 Einzelbetriebe
in Deutschland am Oko-Kontrollverfahren teilnehmen und daher von dieser Verordnung be-
troffen sein werden. Der gesamte einmalige Umstellungsaufwand, bezogen auf den Mittel-
wert von 2.750 Unternehmen, belauft sich auf geschatzt 349.250€.

Fir jede Kontrollstelle entsteht durchschnittlich ein einmaliger Umstellungsaufwand von
etwa 7320 € Euro. Bezogen auf 19 Kontrollstellen betragt der einmalige Umstellungsauf-
wand geschatzt 139.080 €.

Der jahrliche Erflllungsaufwand flr ein einzelnes AHV-Unternehmen, welches an der Bio-
Zertifizierung teilnimmt und seine Zutaten kennzeichnet, reduziert sich um etwa 954 €.
Méchte das Unternehmen zusatzlich zur Zutatenkennzeichnung seinen prozentualen Bio-
Anteil ausloben, steigt der jahrliche Erfullungsaufwand hingegen um etwa 572 €. Die Aus-
lobung des prozentualen Bio-Anteils ist genau wie die Nutzung des deutschen Bio-Siegels
grundsatzlich eine freiwillige Auslobungsoption, die auf die Zutatenkennzeichnung auf-
baut. Unternehmen werden diese Option nutzen, wenn sie sich davon Werbeeffekte ver-
sprechen. Es gibt jedoch auch Unternehmen, die den Bio-Anteil aufgrund einer 6ffentli-
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chen Ausschreibung berechnen und nachweisen missen. Experten schatzen, dass insge-
samt etwa ein Drittel der Unternehmen ihren Bio-Anteil ausloben werden, was 917 Unter-
nehmen entspricht.

In den etwa 1833 Unternehmen, die blof} ihre Zutaten kennzeichnen, reduziert sich der
jahrliche Erfillungsaufwand insgesamt um 1.748.682 €.

In den 917 Unternehmen, die auch ihren Bio-Anteil ausloben, steigt der jahrliche Erfil-
lungsaufwand hingegen insgesamt um 524.524 €.

Bezogen auf alle 2.750 Unternehmen reduziert sich der Erfullungsaufwand damit um
1.224.158 €.

Der jahrliche Erfullungsaufwand der Kontrollstelle bezogen auf die Kontrolle eines einzel-
nen Unternehmens reduziert sich um etwa 100 €. Bezogen auf 19 Kontrollstellen reduziert
sich der jahrliche Erflllungsaufwand um geschatzt 1.900 €.

Die Wirtschaft wird also mit einem einmaligen Umstellungsaufwand von 488.330 belastet,
der jahrliche Erfullungsaufwand reduziert sich dagegen um 1.222.258 €.

Nach einem einmaligen Aufwand fir die Umstellung flihren die Regelungen insgesamt zu
einer Entlastung der Wirtschaft und kénnen daher im Rahmen der ,,One in, one out“ — Regel
in Abzug gebracht werden.

a) AHV-Unternehmen

Bisher unterlagen durch Entscheidung des nationalen Gesetzgebers in § 6 des OLG in der
Fassung vom 7. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2358), die zuletzt durch Artikel 4 Absatz 94
des Gesetzes vom 18. Juli 2016 (BGBI. | S. 1666) geéndert worden ist und durch die Uber-
gangsregelung des § 6 Absatz 2 des OLG in der Fassung vom 7. Dezember 2008 (BGBI. |
S. 2358), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBI. | S. 3176)
geandert worden ist auch die Unternehmen der AHV dem EU-Oko-Recht. Im Vergleich zur
VO (EG) 834/2007 sind die Anforderungen an die Bio-Zertifizierung fir die dem EU-Oko-
Recht unterworfenen Unternehmen mit Geltendwerden der VO (EU) 2018/848 noch einmal
gestiegen.

Vorliegende Verordnung normiert auf die AHV zugeschnittene, im Vergleich sowohl zur VO
(EG) 834/2007 als auch zur VO (EU) 2018/848 niedrigschwelligere Anforderungen an AHV-
Unternehmer. Insbesondere fallen Anforderungen an den Produktionsprozess in der Kiiche
in vorliegender Verordnung weitestgehend weg. Damit wird der personelle und monetare
Erfullungsaufwand der AHV-Unternehmen deutlich reduziert. Die Informations- und Buch-
fuhrungspflichten der biozertifizierten Unternehmen verschlanken sich und fuhren ebenfalls
zu einer Reduktion des Erflllungsaufwands.

Die neuen Kennzeichnungsvorschriften bewirken einen einmaligen Umstellungsaufwand
(Umgestaltung der Speisekarte). Die Pflicht zum Fuhren einer Zutatenubersicht bedeutet
fur die AHV-Unternehmen einen laufenden zusatzlichen Erfullungsaufwand. Ein zusatzli-
cher laufender Erflllungsaufwand entsteht auch, sofern ein Unternehmen die Auszeich-
nungsoption nutzen mdchte.

Der Erfullungsaufwand fur betroffene AHV-Unternehmen ergibt sich im Detail aus den fol-
genden Tabellen:
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Norm Inhalt Vor- Vergleich mit dem EU- | Geschatzter Geschatzter jahr-
gabe o- | Oko-Recht bzw. dem | einmaliger licher Sach- und
der In-| OLG Umstellungs- Personalaufwand
formati- aufwand
ons-
pflicht
(IP)

§ 4 Ab- | Verbot gleich- | Vorgabe | Entspricht dem Status

satz 2 | zeitiger Ver- quo

Bio- wendung kon- " .

AHVV ventioneller Pa- (§ 6 Absatz 2 OLG in

rallelprodukte der Fassung vom 7. De-
zember 2008 (BGBI. | S.
2358), die zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes
vom 27. Juli 2021
(BGBI. I S. 3176) gean-
dert worden ist i.V.m. §
6 Absatz 4 OLG in der
Fassung vom 7. De-
zember 2008 (BGBI. | S.
2358), die zuletzt durch
Artikel 4 Absatz 94 des
Gesetzes vom 18. Juli
2016 (BGBI. | S. 1666)
geandert worden ist

§ 5 Bio- | Umgestaltung | Vorgabe Geringer  ein-

AHVV der Speisekarte maliger Umstel-

und  anderer lungsaufwand
Dokumente, in bei bisher prak-
denen eine Bio- tizierter Menu-
Kennzeichnung und  Kompo-
erfolgt nentenauslo-
bung:
127,2€ (4 Std x
31,8 €)

§ 6 Ab- | Fihren einer | Vorgabe Laufende Aktuali-

satz 1 | Zutatenlber- sierung der Uber-

Bio- sicht sicht:

AHVY 572,4€ (1,5 Std x

12 Monate x 31,8 €)
§§ 8, 11 Dokumentati- IP FlUhren der Doku-

Absatz 1 | onspflichten bei mentation, monatli-

Bio- Nutzung  der che Anteilsberech-

AHVV Auszeich- nung:

nungsoption,
Anteilsberech- 1526,4€ (4 Std. x
nung 12 Monate x 31,8 €)

§ 9 Ab-| Meldung bei | IP Entspricht EU-Oko-

satz 1 | der zustandi- Recht

Bio- L - .

anvy | barde andesbe (Artikel 34 Absatz 1 VO

(EU) 848/2018)

§ 9 Ab- | Zertifizierungs- | Vorgabe | Entspricht EU-Oko-

satz 1 | pflicht, jahrliche Recht

'1\2/'“ Ab§_ Kontrolle (Artikel 35 Absatz 1

satz 1 i.V.m. 38 Absatz 3 VO

Bio- (EU) 848/2018)

AHVV

§ 9 Ab- | Betriebsbe- IP Artikel 39 Absatz 1 , eine Beschrei-

satz 2 | schreibung Buchstabe d Ziffer i VO bung von Mal3nah-

(EU) 848/2018

men zu Einhaltung
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Norm Inhalt Vor- Vergleich mit dem EU- | Geschétzter Geschatzter jahr-
gabe o- | Oko-Recht bzw. dem | einmaliger licher Sach- und
der In- | OLG Umstellungs- Personalaufwand
formati- aufwand
ons-
pflicht
(IP)

Bio- von  Produktions-

AHVV vorschriften fallt

weg:

Reduzierung des
Personalaufwands
um 63,6 € (2 Std x
31,8€)

§ 9 Ab- | Uberpriifung Vorgabe | Entspricht EU-Oko-

satz 3 | der Lieferan- Recht (Artikel 35 Absatz

Bio- tenzertifikate 6 VO (EU) 848/2018)

AHVV

§ 9 Ab- | Lagerfiihrung Vorgabe | Entspricht EU-Oko-

satz 4 Recht

Bio-

AHVV (Anhang Ill Nummer 7.4

der VO (EU) 2018/848)

§ 9 Ab- | Anzeigepflicht IP Entspricht EU-Oko-

satz 5 | bei Ausstieg Recht (Artikel 39 Absatz

Bio- und  Kontroll- 1 d der VO (EU)

AHVV stellenwechsel 2018/848)

§ 10 Ab- | Buchfuhrungs- | IP Artikel 1 VO (EU) Nach EU-Oko-

satz 1 pflichten bei 2021/771 Recht Pflicht zur

Kennzeich- Rickverfolgbar-

nung, ohne pa- keits- und Massen-

rallele Lagerbe- bilanzpriifung  bei

stande der jahrlichen Oko-

. Kontrolle:  Verein-

(nur Warenein- fachte  Buchfiih-

gang) rungspflichten  in
der Bio-AHVV
Reduzierung des
Personalaufwands
um 763,2 € (2 Std.
x 12 Monate x 31,8
€)

§ 10 Ab- | Buchfuhrungs- | IP S.0.

satz 2 pflichten bei

Kennzeich-
nung, mit paral-
lelen Lagerbe-
stédnden

§ 17 Ab- | Mitwirkungs- Vorgabe | Entspricht Anforderun-

satz 1 | pflichten bei gen an EU-rechtliche

Bio- Kontrollen Kontrollen (Artikel 15

AHVV durch Kontroll- Absatz 1 und 2 VO (EU)

stelle 625/2017)

Nach Schatzung von Experten ergibt sich aulerdem fir AHV-Unternehmen ein Minderauf-
wand von etwa 700 Euro jahrlich, indem sie folgenden Regelungen der VO (EU)
848/2018nicht unterfallen, wobei die einzelnen Posten aufgrund mangelnder langjahriger
Vollzugserfahrung nicht genau auseinanderzurechnen sind:



-37-

Norm Inhalt Vorgabe/IP
Artikel 24 (1) g) VO (EU) 2018/848. Verzeichnis fiir bio-zuldssige Reinigungs- und Desin- | Vorgabe
Das Verzeichnis selbst ist noch nicht fektionsmittel zu beachten
normiert
Artikel 9 (6), in Verbindung mit Anhang | Zu treffende VorsorgemafRnahmen Vorgabe
II, Teil 4, Nummer 1.2 und 1.4 VO
2018/848 sowie Artikel 28 (1) a-d VO
2018/848
Artikel 27 und Artikel 28 (2) VO | Umgang mit Verdachtsféllen Vorgabe
2018/84 . . . . .

018/848 (Kiichen missten bei Verdachtsfallen Eigenuntersu-
Sowie Artikel 28 (3) a) VO 2018/848 in | chungen auf mogliche Kontaminationsursachen
Verbindung mit VO 2021/279 Artikel 1 | durchfihren)
Artikel 38 (1) a) VO 2018/848 Uberpriifung der Vorbeugungs- und Vorsorgemal- | Vorgabe

nahmen im Kontrollverfahren

Artikel 38 (2) VO 2018/848 Risikobewertung fiir die Durchfiihrung von Kontrollen | Vorgabe
Artikel 38 (4) VO 2018/848 in Verbin- | Mindestprozentsatz an Probenahmen Vorgabe
dung mit VO 2021/279 Artikel 7
Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b VO | Mindestprozentsatz an Zusatzinspektionen Vorgabe
(EU) 2021/279
Artikel 43 (7) VO 2018/848 in Verbin- | Informationsaustausch bei Verdachtsféllen: OFIS- | IP
dung mit VO 2021/279 Artikel 9 Meldungen

b) Kontrolistellen

Die Vorgaben fur Kontrollstellen entsprechen im Wesentlichen den Vorgaben, welche das
EU-Oko-Recht macht. Anfanglich muss jedoch ein neues Zertifizierungsprogramm aufge-
baut werden (Qualitdtsmanagementhandbuch, Verfahrensanweisungen, Formulare, Zerti-
fikate), was insgesamt zu einem Umstellungsaufwand von ca. 2320 € fuhrt (10 Arbeitstage
x 8 Stunden x 29 € Stundenlohn). Weiterer Umstellungsaufwand von ca. 5000€ entsteht
durch das Erfordernis einer Anpassung der Datenbank durch einen externen Beauftragten
(ca. 8, 5 Tage bei einem Tagessatz von 600 €). Der gesamte einmalige Umstellungsauf-
wand einer einzelnen Kontrollstelle betragt somit ca. 7320€.

Der jahrliche Kontrollaufwand bezogen auf ein einzelnes AHV-Unternehmen reduziert sich
fur die privaten Kontrollstellen um ca. 100 €. Der Minderaufwand ergibt sich vor allem aus
einer Vereinfachung der Betriebsbeschreibung, durch Wegfall verschiedener vorzuhalten-
der Dokumente, die durch die VO (EU) Nr. 2018/848 gefordert sind (z.B. Vorsorgekonzept
nach Artikel 28 (1)); durch Vereinfachung der Kontrollchecklisten und durch den Wegfall
von Berichtspflichten.

4.3 Erfiillungsaufwand fiir die Verwaltung

a) BLE

Der Erfullungsaufwand im Zusammenhang mit der Zulassung der Kontrolistellen fir den
AHV-Bereich ist in der OLG DVO veranschlagt.

b) Zustédndige Landerbehérden

Da das Zusammenwirken von Kontrollstelle und Landesbehorde fiir den AHV-Bereich wei-
terbestehen bleibt, entsteht kein Mehraufwand fir die zustandige Landesbehdrde.
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5. Weitere Kosten

Kosten fir Wirtschaft und Preiswirkungen

Eine Anhebung der Kontrollkosten fiir AHV-Unternehmen ist nicht zu erwarten, da sich der
Kontrollaufwand durch Normierung der Bio-AHVV verringert. Auswirkungen auf das Preis-
niveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind insoweit nicht zu erwarten.

6. Weitere Regelungsfolgen
Diese Mantelverordnung hat keine Auswirkungen fur Verbraucherinnen und Verbraucher.
Sie hat auch keine gleichstellungsspezifischen Auswirkungen.

Von dem Vorhaben sind ferner keine demographischen Auswirkungen - unter anderem auf
die Geburtenentwicklung, Altersstruktur, Zuwanderung, regionale Verteilung der Bevolke-
rung oder das Generationenverhaltnis - zu erwarten.

VIl. Befristung; Evaluierung

Im Hinblick auf die Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen kommt eine Befristung
nicht in Betracht.

Die Verordnung soll im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und der Zukunftsstra-
tegie Okologischer Landbau einen Rechtsrahmen schaffen, der durch auf die AHV zuge-
schnittene, praktikable Vorgaben eine Steigerung des Einsatzes von Bio-Lebensmitteln in
der AHV unterstutzt. Eine umfassende Evaluierung der Wirksamkeit der Regelung kann
sinnvollerweise erst friihestens nach flnf Jahren erfolgen, da die Entscheidung der Unter-
nehmen zur Umstellung ihres Verpflegungsangebots nicht unmittelbar mit der Einflihrung
der Verordnung erfolgt. In der Regel geht dieser Entscheidung eine mindestens einjahrige
Zeit der Beratung sowie der Prufung der Moglichkeiten und Auswirkungen fur die Unterneh-
mensentwicklung voraus. Bei der Evaluierung soll untersucht werden, ob durch die Ver-
schlankung des Rechtsrahmens und das fakultative Angebot der Auszeichnung des pro-
zentualen Anteils des Bio-Angebots im Verpflegungsangebot durch ein spezielles Kennzei-
chen eine Steigerung des Einsatzes von Bio-Produkten in der Au3er-Haus-Verpflegung er-
reicht wurde. Als Kriterium kann zum einen auf den Umfang der Unternehmen, die sich
nach der Bio-AHVV zertifizieren lassen, abgestellt werden. Dartber hinaus kann erhoben
werden, wie viele Unternehmen eine der drei Kennzeichenvarianten verwenden. Da die drei
Varianten fiir einen bestimmten Umfang an Bio-Produkten stehen, kénnen hiertiber auch
Ruckschlusse auf die Mengenentwicklung gezogen werden. Die Verwendung der verschie-
denen Kennzeichnungsmaoglichkeiten gemaf der Bio-AHVV ist mit einer Kontrolle der Un-
ternehmen verbunden. Fir eine Evaluierung ware zu prifen, inwieweit die Informationen
aus der Kontrolle eine ausreichende oder zumindest bereits erste Informationsbasis bieten.
Alternativ kénnten die Informationen auch durch eine unmittelbare Befragung der Unter-
nehmen ermittelt werden. Dabei kdnnte auch eine Abschatzung erfolgen, wie viele Unter-
nehmen erstmalig Bio-Produkte in ihr Sortiment aufgenommen haben und in welchem Um-
fang eine Steigerung des Bio-Anteils erfolgte.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Verordnung zur Regelung der Produktion, der Kontrolle und der
Kennzeichnung von Bio-Zutaten und Bio-Erzeugnissen sowie zur Auszeichnung
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des Gesamtanteils an Bio-Lebensmitteln in gemeinschaftlichen
Verpflegungseinrichtungen)

Zu § 1 (Anwendungsbereich)

§ 1 regelt den Anwendungsbereich der Verordnung. Auch Kindertagesstatten und Schulen,
in denen ein Essensangebot vor Ort selbst zubereitet wird, unterfallen dem Anwendungs-
bereich der Verordnung. Auch sie agieren grundsatzlich gewerbsmaRig und sind damit ,An-
bieter von Gemeinschaftsverpflegung“ nach Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung
(EU) Nr. 1169/2011. Indem die betroffenen Kitas und Schulen vom Anwendungsbereich der
Verordnung erfasst sind, ist sichergestellt, dass sie das durch diese Verordnung etablierte
AHV-Kennzeichen nutzen kbénnen, falls sie dies mdchten.

zu § 2 (Definitionen)

§ 2 stellt die Definitionen wichtiger Begrifflichkeiten der Verordnung voran. Soweit mdglich,
wird auf bereits vorhandene europarechtliche Definitionen Bezug genommen.

Zu § 3 (Kennzeichnung und Auszeichnung des Bio-Anteils)

§ 3 Absatz 1 Satz 1 stellt die Mdglichkeiten der Kennzeichnung und der Auszeichnung vor
und regelt das Verhaltnis dieser beiden Auslobungsvarianten zueinander. Die Kennzeich-
nung der Bio-Zutaten und Bio-Erzeugnisse ist die Basis, darauf aufbauend kann zusatzlich
der prozentuale Bio-Anteil ausgezeichnet werden. Bei einer reinen Auszeichnung des pro-
zentualen Bio-Anteils, wie sie in Danemark praktiziert wird, ware das Unternehmen eine
,blackbox“, die zwar erkennen lasst, wie viele Bio-Zutaten verwendet werden, aber nicht,
welche. Um dem umfassenden Informationsinteresse der Verbraucher gerecht werden zu
kdnnen, ist daher eine Kennzeichnung der einzelnen Zutaten und Erzeugnisse vorgesehen:
nur so wissen Verbraucherinnen und Verbraucher, ob eine konkrete Zutat wirklich Bio ist
und kénnen sich bewusst z.B. fur ein Essen mit vorwiegend Bio-Zutaten entscheiden.

Nach § 3 Absatz 1 Satz 2 dirfen Unternehmer nur dann kennzeichnen und auszeichnen,
wenn die Einhaltung der Vorgaben dieser Verordnung zertifiziert wurde.

§ 3 Absatz 3 normiert eine Ausnahme fir Kindertagesstatten und Schulen, welche die ge-
nannten Voraussetzungen erflllen. Fir den Eigenbedarf bedeutet fir den Bedarf der Ein-
richtung, das Angebot richtet sich also an einen fest umgrenzten Personenkreis.

Die Ausnahmeregelung ist notwendig, da diese Einrichtungen bei gewerbsmaligem Be-
trieb vom Anwendungsbereich dieser Verordnung erfasst sind, aber mit der Einhaltung der
Anforderungen dieser Verordnung Uberfordert sein kénnen, da sie haufig sehr klein sind
und nicht mit Gewinnerzielungsabsicht, sondern lediglich kostendeckend arbeiten. So kann
z.B. das Fuhren eines Zutatenverzeichnisses oder das Verbot konventioneller Parallelpro-
dukte flr sie zu einem kaum Uberwindbaren Hindernis werden, da es Spontanitat und Fle-
xibilitdt im Einkauf erschwert. Auf der anderen Seite kann jedoch eine Kommunikation des
Bio-Einsatzes gerade fir diese Einrichtungen sehr wichtig sein, weil dies fur Eltern ggf. ein
wichtiges Auswahlkriterium und wichtige Information ist. Mit der Ausnahmeregelung soll es
den betroffenen Unternehmen daher so einfach wie moglich gemacht werden, ihren Bio-
Einsatz zu kommunizieren.

Auch ihnen soll die Moéglichkeit offenstehen, das AHV-Kennzeichen zu verwenden. Wie an-
dere Unternehmen auch mussen sie vor Kennzeichenverwendung dafur zertifiziert sein und
die das Kennzeichen betreffenden Anforderungen der Verordnung einhalten. Das sind kon-
kret die allgemeinen Unternehmerpflichten nach § 10 (soweit nicht explizit Kitas und Schu-
len ausgenommen sind) und die speziellen Pflichten nach den §§ 9 und 12. Dies ist erfor-
derlich, da es sich um ein staatliches Kennzeichen handelt, dessen Glaubwirdigkeit allein
durch eine luckenlose Kontrolle sichergestellt werden kann. Sie missen aber bei Nutzung
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des Kennzeichens nicht wie andere Unternehmen zwingend auch ihre Zutaten kennzeich-
nen (sie kdnnen dies aber und missen dafiir nicht kontrolliert sein).

Somit sind die betroffenen Kitas und Schulen nur dann ins Kontrollsystem eingebunden,
wenn sie das AHV-Kennzeichen verwenden mdchten.

Zu § 4 (Kennzeichnungsvoraussetzungen)

Nach Absatz 1 ist die Auslobung von Bio-Zutaten und extern zugekauften Convenience-
Erzeugnissen in Bio-Qualitat kiinftig die einzig zulassige Kennzeichnungsvariante. Erzeug-
nisse der AHV, d.h. Speisen und Getranke, die im AHV-Unternehmen zubereitet werden,
durfen nicht als solche als 6kologisch /biologisch gekennzeichnet werden, sondern nur ihre
Zutaten. Beispielsweise kann ein in der AHV-Einrichtung zubereiteter Kartoffelsalat nicht
als Bio-Kartoffelsalat gekennzeichnet werden, wohl aber als Kartoffelsalat aus Bio-Kartof-
feln. Dartber hinaus kénnen weitere Erzeugnisse, die das Unternehmen bereits als Bio-
Ware erworben hat, aber nicht weiter zubereitet, als 6kologisch/biologisch gekennzeichnet
werden (z.B. Bio-Joghurt, das in der AHV-Einrichtung, in eine Schale umgefullt, angeboten
wird). Soweit in der AHV-Einrichtung verpackte Bio-Produkte angeboten werden, erfolgt
keine eigene Kennzeichnung durch die AHV-Einrichtung. Insoweit gilt Artikel 34 Absatz 2
der Verordnung (EU) 2018/848.

Die Beschrankung auf die Zutatenkennzeichnung sorgt zum einen fir mehr Klarheit und
Einfachheit in der Kennzeichnung. Sie schafft damit groRtmogliche Transparenz fir Ver-
braucherinnen und Verbraucher und beschrankt die Mdglichkeit der Kiichen, Fehler zu be-
gehen. Sie ist zum anderen darauf zurickzufuhren, dass der Zubereitungsprozess in der
AHV nicht mehr wie bisher kontrolliert wird und demnach auch keinen speziellen Anforde-
rungen unterliegt.

Umstellungserzeugnisse nach Artikel 30 Absatz 3 Satz 2 der Verordnung (EU) 2018/848
konnen in der AHV eingesetzt und als solche gekennzeichnet werden. Wie auch im EU-
Recht kdnnen die Begriffe ,Oko* und ,Bio* synonym verwendet werden.

Nach Absatz 2 ist die Bio-Auslobung und die Auslobung als Umstellungserzeugnis moglich
bei 100 Prozent - Austausch der betreffenden Zutat oder des Erzeugnisses (keine Parallel-
produkte), auch temporar (z.B. wochentlich oder saisonal). Dies verhindert ein Vertauschen
der Ware und sorgt somit daftir, dass Verbraucherinnen und Verbraucher sicher sein kén-
nen, bei entsprechender Kennzeichnung auch wirklich Bio-Qualitat zu erhalten. Erzeug-
nisse, die auf die gleiche Grundzutat zurlickzufiuihren sind (z.B. Pommes und Kroketten)
sind keine gleichen Zutaten bzw. Erzeugnisse.

Absatz 2 regelt dabei sowohl die Verwendung der Zutaten und Erzeugnisse in der Kiche
als auch die Lagerung. Es dirfen zeitglich keine gleichen Zutaten und Erzeugnisse in Bio-
und konventioneller Qualitédt verwendet werden. Grundsatzlich sollten Uber die zeitgleiche
Verwendung hinaus auch keine Parallelprodukte gelagert werden. Nur so kénnen sichere
Kontrollen bei niedrigschwelligen Dokumentationspflichten gewahrleistet werden.

In einigen Fallen sind parallele Lagerbestande jedoch erforderlich: Das ist zum Beispiel in
Fallen notwendig, in denen ein Caterer, der normalerweise Bio-Zutaten einsetzt, ein Event
bedient, bei dem der Auftraggeber keine Bio-Zutaten winscht (oder im gegenteiligen Fall).
Werden zusatzliche Dokumentationspflichten erflllt, sind Parallelbestande im Lager daher
gemal Absatz 2 Satz 2 mdglich.

Eine gleichzeitige Lagerung liegt nicht vor, wenn sich in einem separaten Mitarbeiter-Kahl-
schrank privat mitgebrachte und fir den privaten Verzehr bestimmte Lebensmittel befinden.
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Zu § 5 (Gestaltung der Kennzeichnung)

Absatz 1 enthalt die zentrale Regelung zum Irrefiihrungsverbot, welche aus der Verordnung
(EU) 2018/848 libernommen und angepasst wurde, vgl. Artikel 30 Absatz 1 Satz 1 der VO
(EU) 2018/848.

Nach Absatz 2 dirfen Zutaten auch zusammengefasst werden, soweit eine Zusammenfas-
sung sinnhaft und maoglich ist. Produktgruppen nach Nummer 1 sind etwa Getreide und
Getreideprodukte, Obst, Gemuse, Milchprodukte etc. Eine Zusammenfassung in Produkt-
gruppen bietet sich vor allem in der Zutatenlbersicht nach § 6 Absatz 1 an. Nummer 2 Iasst
die Aussage ,alle Zutaten in Bio-Qualitat*, bezogen auf eine bestimmte Speise, auf dem
Speiseplan zu. Nummer 3 bedeutet die einfachste Auslobungsvariante fir den Fall, dass
ein Unternehmer zu 100 Prozent Bio-Zutaten einsetzt. In diesem Fall muss auch keine Zu-
tatenubersicht geflinrt werden. Die Optionen der Zusammenfassung sollen sicherstellen,
dass auch bei Einsatz vielfaltiger Bio-Zutaten Auflistungen nicht unnétig lang und damit
unibersichtlich werden.

Durch Absatz 3 werden die gestalterischen Mdglichkeiten aus Griinden des Verbraucher-
schutzes eingeschrankt, um ein unverhaltnismafiges Hervorheben von Bio-Qualitat zu ver-
hindern.

Zu § 6 (Zutateniibersicht)

In § 6 werden die Unternehmer dazu verpflichtet, eine Ubersicht aller im Unternehmen ver-
wendeten Zutaten und Erzeugnisse aus 6kologischer/biologischer Produktion (z.B. Aus-
hang, Tafel - auch elektronisch) zu fihren (Absatz 1) oder alternativ alle verwendeten Zu-
taten und Erzeugnisse, die nicht 6kologisch/biologisch sind, in einer Ubersicht aufzufiihren
(Absatz 2). Bei der Auslobung nach Absatz 1 umfasst die Ubersicht alle Zutaten und Er-
zeugnisse in Bio-Qualitat und Umstellungsqualitat, wobei kenntlich zu machen ist, welche
Zutaten/Erzeugnisse Bio-Qualitat haben und welche aus Umstellungsproduktion stammen.
Besonders in Unternehmen, die einen hohen Anteil an Bio-Zutaten verwenden, kann eine
Auslobung nach Absatz 2 praktikabler sein. Bei Nutzung dieser Variante missen Umstel-
lungsprodukte in der Ubersicht erscheinen, da andernfalls keine Moglichkeit besteht, zwi-
schen Bio- und Umstellungserzeugnissen zu unterscheiden. Umstellungsprodukte kdnnen
auch hier als solche gekennzeichnet werden.

Die ZutatenUbersicht bezieht sich nicht auf die Zutaten flr eine einzelne Speise, sondern
auf alle im Unternehmen verwendeten Zutaten und Erzeugnisse. Die Ubersicht muss stets
vollstandig und tagesaktuell sein. ,Tagesaktualitat” bedeutet dabei nicht, dass nur die Zu-
taten und Erzeugnisse des aktuellen Tagesangebots aufgeflihrt werden durfen und somit
die Ubersicht ggf. taglich angepasst werden miisste. Auch die regelmaRig, wenn auch nicht
aktuell verwendeten Zutaten und Erzeugnisse diirfen in der Ubersicht enthalten sein. Die
Ubersicht spiegelt insofern die grundsétzliche Entscheidung des jeweiligen Unternehmens
wieder, welche Zutaten bzw. Produktgruppen in Bio-Qualitat eingesetzt werden. Ist aber
z.B. saisonbedingt eine Zutat, die normalerweise in Bio-Qualitat eingesetzt wird, nur kon-
ventionell verfigbar und wird als konventionelle Ware angeboten, muss die Zutateniber-
sicht fir diesen Zeitraum angepasst und die betroffene Zutat aus der Ubersicht gestrichen
werden.

Zu§7

Absatz 1 regelt die Verwendungsmaoglichkeiten des deutschen Bio-Siegels in der AHV. Das
deutsche Bio-Siegel darf ausschlief3lich mit Zutatenbezug verwendet werden, also nur zur
Kennzeichnung von Zutaten und Erzeugnissen, die als nach der Verordnung (EU) 2018/848
gekennzeichnete Ware bezogen wurde. Moglich ist dabei eine Platzierung in der Bio-Zu-
tatenlbersicht (hier auch ohne Zuordnung zu den einzelnen Zutaten und Erzeugnissen).
Solange der Zutatenbezug deutlich wird, ist dariber hinaus auch eine Verwendung auf der
Speisekarte etc. moglich. Das deutsche Bio-Siegel muss dabei klar den Bio-Zutaten und
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Bio-Erzeugnissen zugeordnet sein, damit nicht der Eindruck entsteht, der Zubereitungspro-
zess in der Kiiche sei nach EU-Recht kontrolliert oder die Einrichtung als solche sei nach
EU-Recht zertifiziert. Grund dafiir ist der Bezug des deutschen Bio-Siegels auf die Verord-
nung (EU) 2018/848. Die Anforderungen der Verordnung (EU) 2018/848 sind bei der Zube-
reitung von Erzeugnissen der AHV nicht mehr einzuhalten. Da die Einrichtung als solche
nicht mehr nach EU-Oko-recht zertifizierungsfahig ist, darf sie das deutschen Bio-Siegel
nicht mehr im Zusammenhang mit Erzeugnissen der AHV oder zur einrichtungsbezogenen
Werbung nutzen.

Absatz 2 regelt die Verwendung von anderen Logos und Kennzeichen mit Bezug auf die
Okologische/biologische Produktion. Wie das deutsche Bio-Siegel durfen sie zu Kennzeich-
nungszwecken verwendet werden. Um Unklarheiten zu vermeiden, sind die Logos und
Kennzeichen auch in der Zutatentbersicht optisch eindeutig denjenigen Zutaten und Er-
zeugnissen zuzuordnen, welche deren Voraussetzungen erfullen. Daruber hinaus durfen
diese Logos und Kennzeichen auch einrichtungsbezogen zu Werbezwecken genutzt wer-
den. So darf z.B. das Bioland-Logo im Zusammenhang mit der Aussage ,beraten von Bio-
land“ genutzt werden. Da aber auch private Logos und Landerkennzeichen auf die Einhal-
tung der Verordnung (EU) 2018/848 aufbauen, muss auch hier darauf geachtet werden,
dass nicht der Eindruck entsteht, die Einrichtung wiirde die Anforderungen des EU-Oko-
Rechts einhalten.

Zu § 8 (Auszeichnung des Bio-Anteils)

Die Auszeichnung nach § 8 ist bei Nutzung der Zutatenkennzeichnung eine zusatzliche
Moglichkeit fir Unternehmen, ihren Einsatz von Bio-Zutaten dem Verbraucher oder der Ver-
braucherin zu kommunizieren. Eine blofie Kommunikation des Prozentanteils ohne gleich-
zeitige Zutatenkennzeichnung ist nicht erlaubt (aufer in Kitas und Schulen, die unter die
Ausnahmeregelung des § 3 Absatz 2 fallen). Der prozentuale Bio-Anteil bezieht sich ein-
heitlich auf den geldwerten Anteil der Bio-Lebensmittel am Gesamtwareneinkauf, nicht auf
den Gewichtsanteil. Umstellungsprodukte diirfen bei der Berechnung des prozentualen Bio-
Anteils nicht berlcksichtigt werden, da ansonsten die unionsrechtlich vorgegebene Unter-
scheidung zwischen Umstellungs- und Bio-Produkten nicht mehr gegeben ware.

Ein nach einheitlichen Kriterien berechneter und Uberprifter Bio-Anteil bietet Vorteile fir
Verantwortliche in der 6ffentlichen Beschaffung, die einen in der Ausschreibung geforderten
oder zu bericksichtigenden Bio-Anteil dadurch nicht mehr selbst nachprifen mussen.

Absatz 2 sieht fur die Kommunikation des Bio-Anteils ein AHV-Kennzeichen vor. Das in
Anlage 1 vorgegeben Kennzeichen kann in 3 Kategorien vergeben werden. Das Modell der
Auszeichnung ist an das danische Modell angelehnt, sieht jedoch angepasste Unter- und
Obergrenzen vor. Das AHV-Kennzeichen ist eine neue Moglichkeit fur die Kichen, mit ih-
rem Bio-Einsatz zu werben, auch vor dem Hintergrund, dass in der AHV kinftig nur noch
sehr eingeschrankt mit dem nationalen Bio-Siegel geworben werden darf. Das AHV-Kenn-
zeichen erlaubt Verbraucherinnen und Verbrauchern auf den ersten Blick eine Einordnung
des Unternehmens hinsichtlich seines Engagements bei der Verwendung von Bio-Produk-
ten. Durch das 3-Stufen-System, welches auch eine Wertung impliziert, wird ein Anreiz fir
Unternehmer geschaffen, den Einsatz von Bio-Lebensmitteln kontinuierlich zu steigern, um
die jeweils nachste Stufe zu erreichen und sich mit einem hohen Bio-Anteil gegenuber Mit-
bewerbern zu profilieren.

Absatz 3: Das AHV-Kennzeichen ist in Anlage 1 abgebildet. Eine Verfremdung ist nicht
erlaubt.

Absatz 4 regelt Verbotstatbestdnde im Zusammenhang mit der Auszeichnung des AHV-
Kennzeichens, die als Ordnungswidrigkeit nach § 18 sanktioniert werden kénnen.
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Zu § 9 (Berechnung und Zertifizierung des Bio-Anteils)

Gemal Absatz 1 muss die Berechnung des prozentualen Bio-Anteils vom Unternehmer
selbst durchgefuhrt werden. Der durchschnittliche Prozentanteil im Berechnungszeitraum
ist mindestens monatlich zu aktualisieren. Aufgabe der Kontrollstelle ist es nach Absatz 2,
die Richtigkeit dieser Berechnung zu Uberpriifen und den ermittelten Prozentanteil im Zer-
tifikat einzutragen. Der von der Kontrollstelle zertifizierte Wert gilt anschlieRend fir ein Jahr,
sofern nicht vorher ein veranderter Bio-Anteil zertifiziert wurde.

Damit Unternehmer méglichst zeitnah nach Einstieg in die Verwendung von Bio-Lebens-
mitteln in die Auszeichnung einsteigen kdnnen, errechnet sich der prozentuale Bio-Anteil
bei Erstzertifizierung aus dem Durchschnittswert der drei zurtickliegenden Monate (Absatz
3 Satz 1). D.h., der Unternehmer kann schon nach drei Monaten, in denen er die nach § 12
erforderlichen Dokumentationen fuhrt, eine Kontrollstelle beauftragen und sich flr die Aus-
zeichnungsoption zertifizieren lassen. Fir jede weitere Zertifizierung ist der Durchschnitts-
wert eines Jahres mal3geblich, was eine Dauerhaftigkeit des Bio-Einsatzes garantiert und
verhindert, dass ein nur kurzzeitig erreichter hoher Prozentanteil auch bei anschliel3end
geringerem Bio-Einsatz weiter kommuniziert werden kann.

Nach Absatz 4 hat ein Unternehmer jederzeit die Méglichkeit, sich bei gesteigertem Bio-
Anteil ein neues Zertifikat Uber den aktuellen Prozentanteil ausstellen zu lassen. Der Pro-
zentanteil stellt in jedem Fall den Durchschnittswert eines Jahres dar.

Sofern die vom Unternehmer zu aktualisierende Berechnung des Bio-Anteils ergibt, dass
ein zertifizierter Bio-Anteil nicht mehr erreicht wird und diese Abweichung nach unten fir
die verwendete Auszeichnungskategorie des AHV-Kennzeichens relevant ist, muss er dies
seiner Kontrollstelle melden (Absatz 5). Sehr kurzfristige Abweichungen, die innerhalb ei-
nes Monats wieder ausgeglichen werden kdnnen, missen nicht gemeldet werden.

Zu § 10 (Allgemeine Pflichten der Unternehmer)

Nach Absatz 1 muss ein Unternehmer, bevor er die Kennzeichnung nach § 4 oder zusatz-
lich die Auszeichnung nach § 8 nutzt, sowohl bei der zustéandigen Behorde seines Bundes-
landes gemeldet sein, als auch einen Kontrollvertrag mit einer in seinem Bundesland tatigen
privaten Kontrollstelle abgeschlossen haben und von dieser ein Zertifikat erhalten haben,
welches ihm die Kennzeichnung und ggf. zusatzlich die Auszeichnung gestattet.

Die Betriebsbeschreibung nach Absatz 2 ist — aul3er flir Unternehmen nach § 10 (6) - ver-
pflichtend und muss vom Unternehmen stets aktuell gehalten werden. Die Anforderungen
an die Betriebsbeschreibung sind angesichts der Unterschiedlichkeit der von der Verord-
nung erfassten Unternehmen bewusst offen formuliert und lassen einen gewissen Spiel-
raum zu. Gehoren mehrere Betriebseinheiten zu einem Unternehmen, sind die Betriebsbe-
schreibungen fir jede Betriebseinheit vorzuhalten.

Nach Absatz 3 hat der Unternehmer regelmaRig zu tberprifen, ob der Lieferant in Besitz
eines Zertifikats nach Artikel 35 Absatz 6 der VO (EU) 2018/848 ist.

Nach Absatz 4 mussen Bio-Lebensmittel und Umstellungsprodukte im Lager eindeutig iden-
tifizierbar sein, was sowohl ein Vertauschen im laufenden Betrieb verhindern soll als auch
Kontrollen durch die Kontrollstelle erméglicht. Die Identifizierbarkeit ist gegeben bei eindeu-
tiger Beschriftung und getrennter Lagerung, wobei eine getrennte Lagerung nicht unter-
schiedliche Lagerraume erfordert, sondern eine deutliche Abgrenzung durch raumlichen
Abstand, z.B. Lagerung in verschiedenen Regalfachern.

Eine Lagerkontrolle ist lediglich im Zusammenhang mit der Zutatenkennzeichnung erfor-
derlich. Da fur Kitas und Schulen, die von der Ausnahmeregelung des § 3 Absatz 2 betrof-
fen sind, keine Vorgaben zur Kennzeichnung gemacht werden, gelten fir sie auch keine
Vorgaben zur Lagerung.
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Nach Absatz 5 missen Unternehmen einen Ausstieg aus der Verwendung von Bio-Lebens-
mitteln sowie einen Wechsel der Kontrollstelle bei der zustandigen Behorde anzeigen, um
eine ordnungsgemalfie Uberwachung der Kontrollstellen durch die Behérde zu gewahrleis-
ten.

Zu § 11 (Aufzeichnungspflichten bei Kennzeichnung nach § 4)

In § 11 sind die Dokumentationspflichten, die fiir eine Uberpriifung der Kennzeichnung
durch die Kontrollstelle erforderlich sind, normiert.

Absatz 1 behandelt den Regelfall, in dem gleiche Zutaten nicht parallel in Bio-Qualitat und
konventioneller Qualitat im Lager vorhanden sind (keine konventionellen Parallelprodukte
im Lager). In diesem Fall ist lediglich eine Dokumentation der Wareneingange, mit der Un-
terscheidung zwischen Bio-, Umstellungs- und konventioneller Ware, erforderlich.

Absatz 2 normiert zusatzliche Dokumentationspflichten flir den Ausnahmefall, dass gleiche
Zutaten im Lager gleichzeitig sowohl in Bio-Qualitat als auch in konventioneller Qualitat
vorhanden sind. Diese zusatzlichen Dokumentationen sind fur eine Plausibilitatsprifung
durch die Kontrollstelle erforderlich. Konkret muss zusatzlich auch der Warenausgang do-
kumentiert werden, was durch die Dokumentation des Kassensystems, aber auch durch ein
bloRes Fuhren von Strichlisten (z.B. auf Veranstaltungen) abgedeckt werden kann. Das
Flhren eines Warenwirtschaftssystems ist nicht erforderlich.

Zu § 12 (Aufzeichnungspflichten bei Auszeichnung des Bio-Anteils)

§ 12 legt die Dokumentationspflichten bei Nutzung der Auszeichnungsoption fest. Damit
wird die Berechnungsgrundlage fir die vom Unternehmer nach § 9 Absatz 1 durchzufih-
rende Berechnung des prozentualen Bio-Anteils standardisiert. Die Dokumentation dient
den Kontrollstellen zur Uberpriifung dieser Berechnung.

Umstellungsprodukte durfen nicht eingerechnet werden, da ansonsten die unionsrechtlich
vorgegebene Unterscheidung zwischen Bio- und Umstellungsware nicht mehr gegeben
ware.

Die Dokumentationsanforderungen sind an eine Dokumentationshilfe, die das IN-FORM
Projekt 2017-2019 in Berlin erstellt hat, angelehnt. Die vom Projekt erstellte Excel Tabelle
zur Dokumentationshilfe ist nur eine mogliche Form der Dokumentation. Jedes Unterneh-
men soll die im Einzelfall praktikabelste Dokumentationsform wahlen kénnen. Die Doku-
mentation kann entweder in Papierform oder elektronisch erfolgen.

Zu § 13 (Durchfiihrung der Kontrollen und Zertifizierung)

Absatz 1 regelt die Zustandigkeit fur die Kontrolle der Anforderungen dieser Verordnung.
Der Umfang der Zustandigkeit einer privaten Kontrollstelle richtet sich nach § 3 Absatz 1a
OLG.

Nach Absatz 2 missen Kontrollen regelmafig im Jahresabstand stattfinden. Wahrend die
erste Kontrolle eines Unternehmens angekundigt erfolgt, finden alle folgenden Kontrollen
ohne Ankundigung statt. Die Mitwirkungspflichten des Unternehmers im Rahmen eines
Kontrollbesuchs sind Uberschaubar, sodass sie spontan vom gerade anwesenden Personal
erbracht werden kénnen — es muss lediglich die Buchfihrung und ggfs. die monatlichen
Bio-Anteil-Berechnungen vorgelegt sowie Zugang zu den Betriebsstatten ermdéglicht wer-
den. Eine Vorbereitung des Kontrollbesuchs ist mithin nicht erforderlich. Kommt die Kon-
trollperson zu dem Ergebnis, dass der Unternehmer die Anforderungen dieser Verordnung
erflllt, hat er dem Unternehmer ein Zertifikat darliber auszustellen. Daflr ist zwingend das
Musterzertifikat aus Anlage 2 zu nutzen.
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Die Kontrollen im Zusammenhang mit der Bio-Zutatenkennzeichnung als Vor-Ort Kontrollen
statt. Denn eine Lagerkontrolle als wichtiger Bestandteil der Kontrolle ist nur als physische
Kontrolle denkbar.

Da fiur die Auszeichnung des prozentualen Bio-Anteils die Lagerfuhrung irrelevant ist, kon-
nen Kontrollen, die nur der Uberpri]fung des Bio-Anteils dienen, als Fernkontrolle stattfin-
den. Denn fir die Uberpriifung des Prozentanteils sind lediglich die Dokumentationen, die
nach § 12 zu fiihren sind, relevant. Eine bloRe Uberpriifung des prozentualen Bio-Anteils
durch die Kontrollstelle findet zum Beispiel in Kindertagesstatten und Schulen statt, denn
fur diese gelten gemal § 10 Absatz 6 keine Vorgaben fir die Zutatenkennzeichnung, des
Weiteren muss lediglich der prozentuale Bio-Anteil Uberprift werden, wenn ein Unterneh-
mer auRerhalb des jéhrlichen Kontrollbesuchs eine Anderung seines prozentualen Bio-An-
teils meldet.

Kontrollen sind wahrend der Ublichen Betriebs- und Geschéaftszeiten durchzufihren. So ist
mit hoher Wahrscheinlichkeit garantiert, dass Personal im Unternehmen anwesend ist, um
die Mitwirkungspflichten des § 16 zu erfillen. Das Unternehmenspersonal hat das Recht,
den gesamten Kontrollbesuch zu begleiten, jedoch nicht die Pflicht dazu.

Zu § 14 (Veranstaltungszertifikat)

§ 14 behandelt die Eventzertifizierung, bei der sich ein Unternehmen nur fir den Zweck und
die Dauer einer Veranstaltung zertifizieren lasst. Auch im Rahmen von Veranstaltungen ist
eine Bio-Kennzeichnung bzw. —Auszeichnung ohne Zertifizierung unzulassig.

Nach Absatz 1 mussen sich Unternehmer, die noch nicht bio-zertifiziert sind, bei einer Ver-
anstaltung aber ausnahmsweise mit ihrem Bio-Einsatz werben mdchte, spatestens 4 Wo-
chen vor Beginn der Veranstaltung bei der zustandigen Landesbehérde melden und einen
Kontrollvertrag mit einer zugelassenen und im Bundesland tatigen Kontrollstelle abschlie-
Ren. Sie mussen der Kontrollstelle die genannten Unterlagen vorlegen. Anders als bei ei-
nem Zertifikat mit 1-jahriger Gultigkeit findet vor Zertifikatserteilung keine Vor-Ort-Kontrolle
statt. Auch fur ein Veranstaltungszertifikat sind die Anforderungen dieser Verordnung je-
doch vollumfanglich zu erfullen. Dazu gehdren auch die Vorgaben zur Lagerfuhrung sowie
die zusatzlichen Dokumentationspflichten des § 11 Absatz 2 bei Parallelbestanden im La-
ger.

Die Einhaltung der Vorgaben dieser Verordnung uberpruft die Kontrollstelle stichprobenar-
tig in etwa 20 Prozent der Falle in einer Vor-Ort-Kontrolle (Absatz 2).

Auch im Rahmen einer Veranstaltung kann der Unternehmer mit seinem auf der Veranstal-
tung eingesetzten Bio-Anteil werben (Absatz 3). Die Berechnung des Bio-Anteils bezieht
sich nicht wie regelmaRig auf ein Jahr, sondern auf die Dauer der Veranstaltung. Daher ist
deutlich zu machen, dass sich der Bio-Anteil nur auf die Veranstaltung bezieht und nicht
darlber hinaus permanent im Unternehmen erreicht wird.

Zu § 15 (Kontrollbericht)

§ 15 begrundet die Pflicht der Kontrollstelle zum Erstellen eines Kontrollberichts. Es werden
Vorgaben zum Inhalt gemacht und die Ubermittlung an die zustandige Landesbehdrde ge-
regelt.

Zu § 16 (Duldungs- und Mitwirkungspflichten)

§ 16 normiert Mitwirkungs- und Duldungspflichten fur Unternehmer zwecks effektiver
Durchfihrung der Kontrolle.
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Zu § 17 (Feststellung von VerstoRen)

§ 17 Absatz 1 regelt den Umgang der Kontrollstelle mit anlasslich der Kontrolle festgestell-
ten VerstoRen. Neben der Verhangung von Mallnahmen kénnen nach einer angemesse-
nen Frist zur Beseitigung der VerstéRe kostenpflichtige Nachkontrollen durchgeflihrt wer-
den. Fur die AHV ist kein Mallnahmenkatalog vorgesehen, der die VersttRe kategorisiert
und die zu ergreifenden MalRnahmen vorschreibt. Kontrollstellen haben sich bei der Fest-
setzung von MalRhahmen am Prinzip der VerhaltnismaRigkeit zu orientieren.

Absatz 2 regelt MalRnahmen, welche die Behdérde ergreifen kann, wenn sie von den be-
zeichneten Verstolien eines Unternehmens gegen die Verordnung erfahrt.

Zu § 18 (Ordnungswidrigkeiten)

In § 18 werden die Sanktionen geregelt, die sich fur die AHV auf Ordnungswidrigkeiten
beschranken.

Der Hochstbetrag eines durch die Behorde im Einzelfall festzusetzenden Bu3gelds ist in §
13 Absatz 6 OLG geregelt.

Zu Artikel 2 (Anderung der Verordnung zur Gestaltung und Verwendung des Oko-
Kennzeichens)

Durch Anderung der OkoKennzV wird die Méglichkeit erganzt, die Nutzung des nationalen
Bio-Siegels elektronisch Uber die Registrierung in der Bio-Siegel-Datenbank anzumelden.
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	Artikel 1
	Verordnung zur Regelung der Produktion, der Kontrolle und der Kennzeichnung von Bio-Zutaten und Bio-Erzeugnissen sowie zur Auszeichnung des Gesamtanteils an Bio-Lebensmitteln in gemeinschaftlichen Verpflegungseinrichtungen
	Abschnitt 1
	Allgemeine Vorschriften
	§ 1
	Anwendungsbereich
	Diese Verordnung gilt für Unternehmen der Außer-Haus-Verpflegung.

	§ 2
	Begriffsbestimmungen
	Im Sinne dieser Verordnung ist oder sind:
	1. „Unternehmen der Außer-Haus-Verpflegung“: Anbieter von Gemeinschaftsverpflegung im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) 1169/2011 des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 25. Oktober 2011 betreffend die Information de...
	2. „Unternehmer“: jede natürliche oder juristische Person, die dafür verantwortlich ist, dass die Anforderungen dieser Verordnung in dem ihrer Aufsicht unterstehenden Unternehmen der Außer-Haus-Verpflegung erfüllt werden,
	3. „Lebensmittel“: Lebensmittel im Sinne des Artikels 2 der Verordnung (EG) 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der E...
	4. „Zutat“: Zutat im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 Buchstabe f der VO (EU) 1169/2011 von Erzeugnissen der Außer-Haus-Verpflegung.
	5. „Erzeugnis der Außer-Haus-Verpflegung“: Lebensmittel, das in einem Unternehmen der Außer-Haus-Verpflegung hergestellt oder zubereitet und dort an Verbraucher abgegeben wird,
	6. „ökologische/biologische Zutat“: Zutat, welche aus ökologischer/biologischer Produktion gemäß Artikel 3 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2018/848 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 über die ökologische/biologische Produktion und...
	7. „ökologisches/biologisches Erzeugnis“: Erzeugnis, welches aus ökologischer/biologischer Produktion gemäß Artikel 3 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2018/848 stammt, ausgenommen ein solches, das während des Umstellungszeitraums gemäß Artikel 10 der Vero...
	8. „Umstellungsprodukt“: Zutat oder Erzeugnis im Sinne des § 3 Satz 1, das während des Umstellungszeitraums nach Artikel 10 der Verordnung (EU) 2018/848 hergestellt wird,
	9. „ökologische/biologische Produktion“: ökologische/biologische Produktion im Sinne des Artikel 3 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2018/848,
	10. „Bio-Anteil“: der in Prozent ausgewiesene Anteil der ökologischen/biologischen Zutaten und Erzeugnisse am Geldwert des Gesamtwareneinkaufs der von einer Betriebseinheit bezogenen Zutaten und Erzeugnisse,
	11. „zuständige Behörde“: die nach § 2 Absatz 1 des Öko-Landbaugesetzes zuständige Behörde,
	12. „Betriebseinheit“: Unternehmen oder Teil eines Unternehmens der Außer-Haus-Verpflegung mit eigenständiger Organisation und Abrechnung.
	13. „Bio-Zutatenübersicht“: Übersicht aller Zutaten und Erzeugnisse, die mit Bezug auf die ökologische/biologische Produktion gekennzeichnet sind.
	14. „Nicht-Bio-Zutatenübersicht“: Übersicht aller nichtökologischen/nichtbiologischen Zutaten und Erzeugnisse einschließlich der Umstellungsprodukte.
	15. „Veranstaltungszertifikat“: Zertifikat, das von einer Kontrollstelle für einen Anlass, der bis auf eine Dauer von bis zu zwei Monaten befristet ist, ausgestellt wird.



	Abschnitt 2
	Produktion, Kennzeichnung und Auszeichnung
	§ 3
	Kennzeichnung von Zutaten und Erzeugnissen und Auszeichnung des Bio-Anteils
	(1) Unbeschadet der allgemeinen Vorschriften zur Kennzeichnung von Lebensmitteln darf ein Unternehmer
	1. Zutaten und Erzeugnisse nach Maßgabe des § 4 Absatz 1 und 2 Satz 1, § 5 Absatz 3 und § 6 Absatz 1 kennzeichnen und
	2. den Bio-Anteil an Zutaten und Erzeugnissen nach Maßgabe des § 8 zusätzlich auszeichnen, sofern eine Kennzeichnung nach Nummer 1 erfolgt.

	(2) Es ist verboten, Zutaten und Erzeugnisse in anderer als der in Absatz 1 Nummer 1 bezeichneten Weise zu kennzeichnen.
	(3) Kindertageseinrichtungen und Schulen, in denen Erzeugnisse selbst, vor Ort, in eigenen Küchen und für den Eigenbedarf zubereitet werden, unterliegen der Zertifizierungspflicht nach Absatz 1 Satz 2 nur, wenn sie für die Auszeichnung ihres Bio-Antei...

	§ 4
	Voraussetzungen für die Kennzeichnung
	(1) Ein Unternehmer darf Zutaten und Erzeugnisse unbeschadet der weiteren Anforderungen nach Absatz 2 Satz 1 nur dann
	1. als ökologisch/biologisch kennzeichnen, wenn er diese Zutaten und Erzeugnisse
	2. als Umstellungsprodukt kennzeichnen, wenn er diese Zutaten und Erzeugnisse

	(2) Ein Unternehmer darf eine Zutat oder ein Erzeugnis nur dann mit Bezug auf die ökologische/biologische Produktion kennzeichnen, wenn er die gleiche Zutat oder das gleiche Erzeugnis aus nichtökologischer/nichtbiologischer Produktion nicht am selben ...
	1. verwendet oder verwenden lässt und
	2. lagert oder lagern lässt.


	§ 5
	Gestaltung der Kennzeichnung
	(1) Zutaten und Erzeugnisse gelten als mit Bezug auf die ökologische/biologische Produktion gekennzeichnet, wenn sie in der Kennzeichnung, in der Werbung oder in den Geschäftspapieren mit Bezeichnungen versehen werden, die den Eindruck vermitteln, das...
	(2) Zutaten und Erzeugnisse dürfen auch nach Satz 2 Nummer 1 bis 3 zusammenfassend gekennzeichnet werden, wobei die Differenzierung nach ökologischen/biologischen Produkten und Umstellungsprodukten gewährleistet sein muss. Zulässig ist
	1. eine in Produktgruppen zusammenfassende Kennzeichnung,
	2. bei ausschließlicher Verwendung von Zutaten aus ökologischer/biologischer Produktion für eine Speise oder ein Getränk eine zusammenfassende Kennzeichnung in Form einer Feststellung, dass alle Zutaten dieser Speise oder dieses Getränks biologisch/ök...
	3. bei ausschließlicher Verwendung von Zutaten und Erzeugnissen aus ökologischer/biologischer Produktion im Unternehmen eine zusammenfassende Kennzeichnung in Form einer Feststellung, dass alle im Unternehmen verwendeten Zutaten und Erzeugnisse biolog...

	(3) Die Schriftgröße der Kennzeichnung nach § 4 Absatz 1 und 2 Satz 1 darf nicht größer sein als die Schriftgröße der Bezeichnung der Zutaten und Erzeugnisse.

	§ 6
	Zutatenübersicht
	(1) Ergänzend zur Kennzeichnung auf Speiseplänen, Tafeln, Schriftstücken oder anderen Übersichten, auch in elektronischer Form, hat ein Unternehmer nach Maßgabe des Satzes 2 eine tagesaktuelle Bio-Zutatenübersicht in einer für Gäste leicht zugängliche...
	(2) Abweichend von Absatz 1 darf ein Unternehmer eine Nicht-Bio-Zutatenübersicht bereithalten, die keine ökologischen/biologischen Zutaten und Erzeugnisse enthalten darf.
	(3) Soweit es sich bei Zutaten um zusammengesetzte Zutaten im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 Buchstabe h der Verordnung (EU) 1169/2011 handelt, ist eine gesonderte Nennung der Bestandteile der Zutat in der Zutatenübersicht nicht erforderlich.

	§ 7
	Nutzungsmöglichkeit von Kennzeichen und Logos
	(1) Das Öko-Kennzeichen nach § 1 Absatz 1 des Öko-Kennzeichengesetzes darf zur Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Zutaten und Erzeugnissen genutzt werden.
	(2) Länderkennzeichen, Verbandslogos und sonstige private Kennzeichen mit Bezug auf die ökologische/biologische Produktion dürfen
	1. zur Kennzeichnung von Zutaten und Erzeugnissen genutzt werden, welche die Voraussetzungen des jeweiligen Kennzeichens oder Logos erfüllen, und
	2. darüber hinaus genutzt werden, wenn unabhängig von einer Zutat oder einem Erzeugnis der ökologische Landbau beworben wird, solange nicht der Eindruck erweckt wird, dass der Herstellungsprozess im Unternehmen der Außer-Haus-Verpflegung nach den Vorg...


	§ 8
	Auszeichnung des Bio-Anteils
	(1) Zusätzlich zur Kennzeichnung nach § 4 Absatz 1 darf ein Unternehmer für seine Betriebseinheiten deren jeweiligen Bio-Anteil nur auszeichnen, sofern dieser von der nach § 3 Absatz 1a des Öko-Landbaugesetzes zuständigen Kontrollstelle geprüft und ze...
	(2) Für die Auszeichnung nach Absatz 1 darf ein Unternehmer nur das Kennzeichen nach Anlage 1 (AHV-Kennzeichen) verwenden, das für den eingesetzten Bio-Anteil die nach Satz 2 zutreffende Kategorie ausweist. Die Kategorien des Kennzeichens sind:
	1. erste Kategorie bei einem Bio-Anteil von 20 bis 49 Prozent,
	2. zweite Kategorie bei einem Bio-Anteil von 50 bis 89 Prozent und
	3. dritte Kategorie bei einem Bio-Anteil von 90 bis 100 Prozent.
	Der Bio-Anteil ist kaufmännisch auf ganze Zahlen zu runden.

	(3) Das AHV-Kennzeichen hat sich nach der Maßgabe des Musters und der technischen Beschreibung der Anlage 1 zu richten. Das Weglassen oder Hinzufügen von Bestandteilen oder sonstige Änderungen der Kennzeichnung sind verboten.
	(4) Es ist verboten,
	1. eine Kategorie des Kennzeichens nach Absatz 2 Satz 2 zu verwenden, die einen größeren Bio-Anteil als den tatsächlichen Bio-Anteil auszeichnet oder
	2. eine dem AHV-Kennzeichen nachgemachte Kennzeichnung, die zur Irreführung über den Bio-Anteil geeignet ist, zu verwenden.


	§ 9
	Berechnung und Zertifizierung des Bio-Anteils
	(1) Die Berechnung des Bio-Anteils ist vom Unternehmer selbstständig durchzuführen. Sie ist monatlich zu aktualisieren.
	(2) Die Kontrollstelle hat die Richtigkeit der Berechnung des Bio-Anteils im Rahmen der Kontrolle gemäß § 13 anhand der nach § 11 vom Unternehmer zu führenden Aufzeichnungen zu überprüfen. Bei Einhaltung der Vorgaben dieser Verordnung hat sie das Zert...
	(3) Für die erste Zertifizierung des Bio-Anteils hat die Kontrollstelle als Berechnungszeitraum die letzten drei Monate vor dem Kontrollbesuch zugrunde zu legen. Bei den Folgekontrollen ist jeweils der Berechnungszeitraum der letzten zwölf Monate zugr...
	(4) Der Unternehmer kann eine Erhöhung des Bio-Anteils jederzeit von seiner Kontrollstelle prüfen und zertifizieren lassen. Es gilt der Berechnungszeitraum nach Absatz 3 Satz 2.
	(5) Der Unternehmer hat nach Maßgabe des Satzes 2 der Kontrollstelle eine Verringerung des durchschnittlichen Bio-Anteils im Berechnungszeitraum nach Absatz 3 Satz 1 oder 2 mitzuteilen, sobald diese
	1. mehr als einen Monat angedauert hat und
	2. zur Einordnung in eine andere Auszeichnungskategorie führt oder der untere Schwellenwert der ersten Kategorie nicht mehr erreicht wird.

	Die Mitteilung hat unverzüglich nach Ablauf des Monats zu erfolgen. Die Kontrollstelle hat die Verringerung zu überprüfen und für den festgestellten Bio-Anteil ein aktualisiertes Zertifikat auszustellen.


	Abschnitt 3
	Unternehmerpflichten
	§ 10
	Allgemeine Pflichten der Unternehmer
	(1) Vor der erstmaligen Verwendung von Bezeichnungen mit Bezug auf die ökologische/biologische Produktion und vor der erstmaligen Auszeichnung des Bio-Anteils hat ein Unternehmer die Absicht der Verwendung oder Auszeichnung unter Angabe der Daten des ...
	(2) Der Unternehmer hat eine vollständige Beschreibung seiner Betriebseinheiten, in denen Zutaten und Erzeugnisse nach § 4 Absatz 1 und 2 Satz 1 gekennzeichnet werden, zu erstellen. Er hat diese Beschreibung fortlaufend zu aktualisieren. Die Beschreib...
	1. den Namen und die Anschrift des Unternehmers,
	2. die Bezeichnung seiner Betriebseinheiten und
	3. die Beschreibung der Tätigkeiten seiner Betriebseinheiten.

	(3) Ein Unternehmer muss sich vor Warenannahme über den Zertifizierungsstatus seiner Lieferanten informieren. Satz 1 gilt nicht beim Einkauf im Lebensmitteleinzelhandel und vergleichbaren Einkaufsstätten, auf Märkten, in Hofläden oder bei einem Bezug ...
	(4) Der Unternehmer hat sicherzustellen, dass die ökologischen/biologischen Zutaten und Erzeugnisse, die Umstellungsprodukte sowie die nicht ökologischen/nicht biologischen Zutaten und Erzeugnisse im Lager eindeutig voneinander getrennt und als solche...
	(5) Der Unternehmer hat der zuständigen Behörde und der Kontrollstelle, die das Zertifikat nach § 13 Absatz 3 oder § 14 Absatz 1 Satz 3 ausgestellt hat, unverzüglich anzuzeigen, wenn er
	1. die Kennzeichnung von Zutaten und Erzeugnissen aus ökologischer/biologischer Produktion aufgegeben hat,
	2. die Kontrollstelle gewechselt hat.


	§ 11
	Aufzeichnungspflichten bei Kennzeichnung nach § 4
	(1) Sofern ein Unternehmer Zutaten oder Erzeugnisse nach § 4 kennzeichnet, hat er schriftlich oder elektronisch Folgendes aufzuzeichnen:
	1. den Namen und die Anschrift jedes Lieferanten oder der sonstigen Bezugsquellen,
	2. die Art, die Menge und den Zeitpunkt der von der Betriebseinheit bezogenen

	(2) Sofern ein Unternehmer zeitgleich in derselben Betriebseinheit gleiche Zutaten oder Erzeugnisse aus ökologischer/biologischer Produktion und aus nicht ökologischer/nicht biologischer Produktion lagert, hat er sicherzustellen, dass Art und Anzahl d...

	§ 12
	Aufzeichnungspflichten bei Auszeichnung des Bio-Anteils
	(1) Sofern ein Unternehmer den Bio-Anteil nach § 8 auszeichnet, hat er für jeden Wareneinkauf schriftlich oder elektronisch Folgendes aufzuzeichnen:
	1. den Namen und die Anschrift jedes Lieferanten oder der sonstigen Bezugsquelle,
	2. die Rechnungsnummer und das Rechnungsdatum,
	3. den in Geldwert ausgedrückten Netto-Gesamtbetrag aller ökologischen/biologischen Zutaten und Erzeugnisse und deren monatlichen Netto-Gesamtbetrag,
	4. den in Geldwert ausgedrückten Netto-Gesamtbetrag aller nicht ökologischen/nicht biologischen Zutaten und Erzeugnisse und deren monatlichen Netto-Gesamtbetrag und
	5. den in Geldwert ausgedrückten Netto-Gesamtbetrag aller Produkte, die nicht in die Berechnung nach § 9 Absatz 1 Satz 1 einfließen dürfen und deren monatlichen Netto-Gesamtbetrag.

	(2) Nicht in die Berechnung nach § 9 Absatz 1 Satz 1 einfließen dürfen Produkte, die keine Lebensmittel sind, und Wasser.


	Abschnitt 4
	Kontrolle
	§ 13
	Durchführung der Kontrollen und Zertifizierung
	(1)  Im Rahmen ihrer Zuständigkeit nach § 3 Absatz 1a des Öko-Landbaugesetzes haben die Kontrollstellen die Kontrolle der Einhaltung der Vorgaben dieser Verordnung nach Maßgabe dieses Abschnitts durchzuführen. Im Übrigen gelten die Vorgaben dieses Abs...
	(2) Die Kontrollstelle hat den Unternehmer einmal jährlich zu kontrollieren. Mit Ausnahme der Erstkontrolle sind die Kontrollen in der Regel unangekündigt durchzuführen.
	(3) Bei Einhaltung der Vorgaben dieser Verordnung hat die Kontrollstelle dem Unternehmer ein Zertifikat auszustellen. Auf Antrag des Unternehmers ist das Zertifikat auszustellen
	1. als Zertifikat mit Auszeichnung des Bio-Anteils entsprechend den Anforderungen des § 8 Absatz 2 oder
	2. als Zertifikat ohne Auszeichnung des Bio-Anteils.

	(4) Kontrollen haben als Vor-Ort-Kontrollen stattzufinden. Abweichend von Satz 1 können Kontrollen, die nur der Überprüfung des Bio-Anteils dienen, als Verwaltungskontrollen und mit Ankündigung erfolgen.
	(5) Vor-Ort-Kontrollen sind während der üblichen Betriebs- und Geschäftszeiten durchzuführen. Der Unternehmer, sein Vertreter oder eine andere vom Unternehmer oder von seinem Vertreter bestimmte im Unternehmen tätige Person hat das Recht, bei den Kont...

	§ 14
	Veranstaltungszertifikat
	(1) Der Unternehmer hat eine Veranstaltung mindestens vier Wochen vor deren Beginn bei einer zugelassenen Kontrollstelle, die im Land der Veranstaltung Kontrolltätigkeiten ausübt, sowie bei der zuständigen Behörde zu melden. Er hat der Kontrollstelle ...
	(2) Die Kontrollstelle führt stichprobenartig Kontrollen in der Betriebseinheit oder am Ort der Veranstaltung durch. Für diese Kontrollen gilt § 13 Absatz 4.
	(3) Die Berechnung des Bio-Anteils nach § 8 hat sich abweichend von § 10 Absatz 3 im Fall eines Veranstaltungszertifikats nur auf den Warenbezug für die Veranstaltung zu beziehen. § 12 gilt mit der Maßgabe, dass die genannten Aufzeichnungen nur den Ge...

	§ 15
	Kontrollbericht
	(1) Die Kontrollstelle hat im Anschluss an jede Vor-Ort-Kontrolle einen Kontrollbericht zu erstellen. Der Kontrollbericht ist vom Unternehmer oder von derjenigen Person gegenzuzeichnen, die nach § 13 Absatz 5 Satz 2 bei der Vor-Ort-Kontrolle anwesend ...
	(2) Der Kontrollbericht muss mindestens folgende Angaben enthalten:
	1. den Namen und die Anschrift der Betriebseinheit sowie die Kontrollnummer der Betriebseinheit bei der Kontrollstelle,
	2. das Datum und die Dauer der Vor-Ort-Kontrolle,
	3. den Namen derjenigen Person, die die Vor-Ort-Kontrolle durchgeführt hat, und, sofern eine Person nach § 13 Absatz 5 Satz 2 während der Vor-Ort-Kontrolle anwesend war, den Namen dieser Person,
	4. die kontrollierten Bereiche, die Nennung der eingesehenen Aufzeichnungen nach § 11 Absatz 1 und § 12 Absatz 1 und die Tätigkeiten der Betriebseinheit,
	5. festgestellte Verstöße, deren Umfang, die nach § 17 Absatz 1 Nummer 2 festgesetzten Maßnahmen und die zur Beseitigung andauernder Verstöße gesetzte Frist.

	(3) Festgestellte Verstöße sind, soweit dies nach der Art der Verstöße möglich ist, in geeigneter Weise durch Bildaufzeichnungen zu dokumentieren. Auf den Bildaufzeichnungen dürfen keine Personen und keine personenbezogenen Daten abgebildet sein. Dies...
	(4) Die Kontrollstelle hat den Kontrollbericht der zuständigen Behörde auf deren Verlangen zu übermitteln.

	§ 16
	Duldungs- und Mitwirkungspflichten
	(1) Der Unternehmer hat den von der zuständigen Behörde oder der Kontrollstelle beauftragten Personen Zugang zu den Betriebstätten zu gewähren, sofern dies für die Durchführung der Kontrollen nach § 13 Absatz 1 erforderlich ist, und auf Verlangen notw...
	(2) Der Unternehmer hat die Maßnahmen nach § 17 Absatz 1 Nummer 2 zu dulden.

	§ 17
	Feststellung von Verstößen
	(1) Sofern ein Verstoß gegen diese Verordnung festgestellt wird, hat die Kontrollstelle im Rahmen der ihr durch § 3 Absatz 1a des Öko-Landbaugesetzes zugewiesenen Befugnisse
	1. dem Unternehmer eine angemessene Frist zur Beseitigung andauernder Verstöße zu setzen sowie
	2. geeignete Maßnahmen zu verhängen, um zu gewährleisten, dass der Unternehmer den Verstoß beendet und dass er erneute Verstöße dieser Art verhindert.

	(2) Erhält die zuständige Behörde, insbesondere auf Grund einer Unterrichtung einer Kontrollstelle nach § 5 Absatz 3 Satz 2 des Öko-Landbau-Gesetzes, davon Kenntnis, dass ein Unternehmer Zutaten oder Erzeugnisse unzutreffend mit Bezug auf die ökologis...
	1. dem Unternehmer die Kennzeichnung von Zutaten und Erzeugnissen mit Bezug auf die ökologische/biologische Produktion für einen bestimmten Zeitraum ganz oder teilweise untersagen und
	2. das Zertifikat nach § 13 Absatz 3 oder nach § 14 Absatz 1 Satz 4 befristet aussetzen oder aufheben.

	(3) Über die Nachkontrolle hat die Kontrollstelle einen Kontrollbericht nach Maßgabe des § 15 zu erstellen. Dieser ist der zuständigen Behörde auf deren Verlangen zu übermitteln.
	(4) Die Nachkontrolle ersetzt nicht die nächste jährliche Kontrolle nach § 13 Absatz 2.


	Abschnitt 5
	Ordnungswidrigkeiten
	§ 18
	Ordnungswidrigkeiten
	Ordnungswidrig im Sinne des § 13 Absatz 2 Nummer 5 des Öko-Landbaugesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
	1. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 2 nicht sicherstellt, dass er im Besitz eines Zertifikats ist,
	2. entgegen § 4 Absatz 1 oder 2 Satz 1 eine Zutat oder ein Erzeugnis kennzeichnet,
	3. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 1 eine dort genannte Übersicht nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise bereithält,
	4. entgegen § 8 Absatz 4 Nummer 1 oder 2 eine dort genannte Kategorie des Kennzeichens oder eine dort genannte Kennzeichnung verwendet,
	5. entgegen § 9 Absatz 5 Satz 1 oder § 10 Absatz 1 Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht oder
	6. entgegen § 16 Absatz 1 den Zugang zu einer Betriebsstätte nicht gewährt, eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt.



	Anlage 1 (zu § 8 Absatz 2 und 3)


	Kennzeichnung in 3 Kategorien in Farbe
	Kennzeichnung in 3 Kategorien in Schwarz-Weiß
	Anlage 2 (zu § 13 Absatz 3)

	Musterzertifikat bei  Auszeichnung nach § 8 Absatz 2 und 3
	Musterzertifikat ohne Auszeichnung nach § 8 Absatz 2 und 3…
	Anlage 3 (zu § 14 Absatz 1 Satz 4)

	Veranstaltungszertifikat bei Auszeichnung nach § 8 Absatz 2 und 3
	Veranstaltungszertifikat ohne Auszeichnung nach § 8 Absatz 2 und 3
	Artikel 2
	Änderung der Öko-Kennzeichenverordnung
	Dem § 3 Absatz 1 der Öko-Kennzeichenverordnung vom 6. Februar 2002 (BGBl. I S. 589), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 30. November 2005 (BGBl. I S. 3384) geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt:

	Artikel 3
	Inkrafttreten
	Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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